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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/708: Klimakampf und Kohlefront - kein Grund mehr für Kohle ... (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Kommentar vom 27. Februar 2020

Raus
aus der Kohle, Herr Altmaier - Keine Kohle für Kraftwerksbetreiber



Anlässlich des heutigen Steinkohlegipfels mit Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier in Berlin erklärt Olaf Bandt, Vorsitzender des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Keine Kohle mehr ins Netz und keine Kohle für die Entschädigung von
Betreibern dreckiger Kraftwerke. Fossile Energieträger dürfen nicht länger
das Netz verstopfen. Selbst marktwirtschaftlich machen erneuerbare Energien
ihnen den Platz im System streitig. Ebenso wenig nachvollziehbar ist, dass
den Betreibern von Kohlekraftwerken auch noch Steuergelder als Kompensation
für angebliche Laufzeit-Verkürzungen hinterhergeworfen werden. Und völlig
verfehlt ist, dass mit Datteln 4 noch ein neues Steinkohlekraftwerk ans
Netz gehen soll.

Stattdessen muss sich die Bundesregierung endlich zu einem ambitionierten
Klimaschutz bekennen. Denn aktuell reißt sie mit ihrer Kohlepolitik alle
europäischen und globalen Emissionsminderungsziele - und die eigenen.
Deutschland muss schnellstmöglich, sozialverträglich aus der
Kohleverstromung aussteigen, spätestens bis 2030. Der Ausstieg muss mit
einem ambitionierten Ausbau erneuerbarer Energien einhergehen. Das zeigt
auch eine Studie des Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) im
Auftrag des BUND. Kohle ist ein wirtschaftliches Fossil und muss
abgeschrieben werden. Die Zukunft liegt in den erneuerbaren Energien."


Hintergrund:

Die vom BUND beauftrage DIW-Studie "Klimaschutz statt Kohleschmutz: Woran
es beim Kohleausstieg hakt und was zu tun ist" finden Sie unter: 

www.bund.net/kohleausstieg-studie

BUND-Online-Aktion "Raus aus der Steinzeit - Nein zu Datteln 4!": 

www.datteln-4-stoppen.de

Kommentar "Kohle-Gesetz: Herber Rückschlag im Kampf gegen
Klimawandel":

www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/kommentar-kohle-gesetz-herber-rueckschlag-im-kampf-gegen-klimawandel/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) -

Friends of the Earth Germany

Kaiserin-Augusta-Allee 5, 10553 Berlin

Telefon: (030) 275 86-40, Fax (030) 275 86-440

E-Mail: bund(at)bund.net

Internet: https://www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 28. Februar 2020 
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MELDUNG/342: Berlinale - Amnesty Filmpreis 2020 geht an "Welcome to Chechnya"

Amnesty International - Pressemitteilung vom 29. Februar 2020

Berlinale: Amnesty Filmpreis 2020 geht an "Welcome to Chechnya"

Der US-amerikanische Dokumentarfilm über die Verfolgung von LGBTI in
Tschetschenien überzeugt die Jury um Schauspielerin Anke Engelke, Regisseur
und Schauspieler Sebastian Schipper, Schauspielerin und Filmemacherin
Maryam Zaree und Amnesty-Generalsekretär Markus N. Beeko



BERLIN - Die Dokumentation von David France lief in der Sektion "Panorama"
der Berlinale. Die Amnesty-Jury begründet ihre Entscheidung wie folgt:

"Es ist möglich, dass ein Film über Verfolgte in einem homophoben
Unterdrückungsregime Mut macht. Wegen der expliziten Folterszenen mit den
verschwommenen Gesichtern will man weinen und schreien vor Wut; man will
applaudieren und jubeln vor Begeisterung über Menschen, die ihr Leben aufs
Spiel setzen: Liebende und Helfende.

Der Titel greift dabei zu kurz: Denn dieser Film geht weit über
Tschetschenien hinaus. Es ist ein Film über ein Prinzip, in dem der oder
die vermeintlich Andere als krank oder lebensunwürdig markiert wird, sei er
oder sie nun queer, politisch andersdenkend, jüdisch, muslimisch, BIPoC. In
Zeiten, in denen auch in Deutschland Menschen aufgrund ihres
zugeschriebenen Andersseins erschossen werden, mahnt uns der Film, Position
zu beziehen und aktiv zu werden.

'Welcome to Chechnya' lässt uns ohne Rücksicht die Brutalität und
Unmenschlichkeit erleben, die es bedeutet, als der Mensch, der man ist,
gehasst und mit dem Tode bedroht zu werden. Nur um dann in einem
emotionalen Höhepunkt das eigentlich Nicht-Zeigbare sichtbar zu machen: Das
Glück und die Schönheit, die es bedeutet, der sein zu dürfen, der man ist;
ein freier Mensch."

In diesem Jahr ist der Amnesty International Filmpreis zum 16. Mal
verliehen worden. Die mit 5.000 Euro dotierte Auszeichnung soll
Filmschaffende ermutigen, ihre Arbeit den Menschenrechten zu widmen.

Weitere Infos finden Sie auf amnesty.de/berlinale.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Februar 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MUMIA/1010: Gewalt ausübender Staat (Mumia Abu-Jamal)

Kolumne 997

Gewalt ausübender Staat

Sowohl bei früheren als auch bei heutigen Kämpfen setzt der Staat auf
brutalste Gewalt gegen Menschen, die nur ihre Lebensbedingungen verbessern
wollen.

von Mumia Abu-Jamal, Februar 2020



Vor einigen Jahren las ich ein meisterhaft geschriebenes und
bemerkenswertes Buch mit dem Titel »Hammer and Hoe: Alabama Communists
During the Great Depression« (Hammer und Hacke: Alabamas Kommunisten
während der Weltwirtschaftskrise). Veröffentlicht wurde das inzwischen
mehrfach ausgezeichnete Werk bereits 1990 von der »University of North
Carolina Press«. Sein Autor ist der bekannte US-Historiker Robin Davis
Gibran Kelley, der einen Lehrstuhl als Professor für Amerikanische
Geschichte an der University of California in Los Angeles innehat.

Kelley erzählt in seinem Buch die faszinierende Geschichte
afroamerikanischer Arbeiterinnen und Arbeiter im US-Südstaat Alabama, die
dort zumeist in der Landwirtschaft schufteten. In den 1930er Jahren
kämpften sie dafür, ein paar Pennys mehr Lohn für ihre harte Arbeit zu
bekommen, und bauten dazu Gewerkschaften auf. Die Großgrundbesitzer, die
sauer darüber waren, dass »ihre« Arbeitskräfte es wagten, eine bessere
Entlohnung zu fordern, reagierten darauf mit brutaler Repression,
terroristischen Methoden und staatlicher Gewalt. Zur Durchsetzung ihrer
harten Haltung bedienten sich die Landbesitzer dabei ganz offen auch der
Unterstützung durch weiße Terrororganisationen wie den Ku-Klux-Klan.

Diese düsteren Zeiten der Geschichte der Arbeiterbewegung kamen mir wieder
in den Sinn, als ich vor kurzem davon hörte, dass uniformierte Polizisten
Studierende der University of California in Santa Cruz mit Knüppeln
zusammengeschlagen und einigen von ihnen dabei die Knochen gebrochen
hatten. Der Grund für diese Gewalttaten: Die Studierenden streiken dafür,
nicht länger nahezu ihr gesamtes Einkommen für horrend hohe Mieten hergeben
zu müssen. Sie stehen mit diesem Problem nicht allein, denn in ganz
Kalifornien sind die Mietpreise in den letzten Jahren um ein Vielfaches
gestiegen.

Natürlich kann man die aktuelle Polizeigewalt gegen Streikende an einer
Hochschule in Kalifornien nicht mit der grotesken rassistischen Gewalt
gleichsetzen, mit der schwarze Arbeiterinnen und Arbeiter in Alabama in den
1930er Jahren überzogen wurden. Was die damaligen Kämpfe jedoch mit den
heutigen verbindet, ist der Einsatz brutalster staatlicher Gewalt gegen
Menschen, die nur ihre Lebensbedingungen verbessern wollen. Im konkreten
Fall geht es den Studierenden in Kalifornien, die für ihren Lebensunterhalt
jobben, nur darum, von ihren Einkommen die Miete zahlen zu können und
danach noch genug zum Leben übrig zu haben! Trotz der Repression sieht es
indes ganz so aus, als entwickle sich aus der Auseinandersetzung mit diesem
Problem in Kalifornien eine Protestbewegung. Eine Bewegung, die
möglicherweise zu einer Kraft heranwächst, die uns alle berührt.

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 46 vom 24. Februar 2020

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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AUSSICHTEN/8910: Und morgen, den 02. März 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 02.03.2020 bis zum 03.03.2020 +++






[image: Jean-Luc 8910 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Sonnenschein und warm und trocken,

auf der Wiese sprießt das Gras,

an der Leine hängen Socken,

Jean-Luc wird am Teichrand naß.
















Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / GESCHICHTEN





KALENDERGESCHICHTEN/111: 03-2020   Spuk und Tränen - Faustpfand ... (SB)





[image: Im Vordergrund steht der Riese mit verschmitztem Grinsen und der geballten Riesenfaust, davor schwebt das kleine, blaue Flattergeistchen - Buntstiftzeichnung: © 2020 by Schattenblick]

In dem Moment, da Rumtrum die drei Hausgeister verlassen wollte, brach
draußen ein heftiger Gewittersturm los und das Haus begann zu zittern,
so dass es ihm recht unwohl zumute war. Nichtsdestotrotz begab sich
Rumtrum auf seine Wanderschaft in der Hoffnung, irgendwo wirklich böse
Geister zu treffen.

Er war bereits eine ganze Weile unterwegs, hatte sein Haus und die
Geister ein gutes Stück hinter sich gelassen, da nahm der Sturm noch
einmal richtig Fahrt auf. Rumtrum hatte alle Mühe sich zu halten,
schließlich wollte er nicht einfach irgendwo hingeweht werden. Zu
allem Übel setzte nun auch noch schlagartig die Dämmerung ein, die
sich in Sekunden zur völligen Dunkelheit wandelte. Plötzlich schien es
ihm, als ob jemand ganz hässlich lachen würde. Doch wer sollte hier
draußen bei diesem Unwetter so gemein lachen? Und worüber?

"Na, Bürschchen, was treibst du dich hier herum? Wohin willst du?",
tönte ein tiefe Stimme.
Der kleine, mutige Geist war auf einmal gar nicht mehr mutig und wusste
auch nicht, was er und vor allem wem er antworten sollte. Allerdings
ärgerte ihn diese freche Anrede und so gab er einfach barsch ins Leere
hinein zurück:
"Was geht 's dich an. Lass mich einfach in Ruhe meinen Weg gehen!",
schimpfte Rumtrum der unsichtbaren Stimme entgegen.

"Ho, ho, du bist ja ein ganz dreister Flegel. Ich glaube, du weißt
nicht, mit wem du es zu tun hast!", brüllte die Stimme und im gleichen
Moment wurde Rumtrum von einer solch heftigen Böe erfasst und
herumgeschleudert, auf und nieder geworfen und dann auch noch so wild
umhergewirbelt, dass ihm nicht nur übel, sondern auch angst und bange
wurde.

"Na, Bürschchen", donnerte die Stimme, "wie wäre es mit einem Flug in
unbestimmte Weiten, einfach mal so ins nirgendwo?" Das war natürlich
gar keine richtige Frage, denn bevor Rumtrum noch
antworten konnte, flog er mit rasanter Geschwindigkeit gen Westen
weit übers Meer hinaus. Er sehnte sich danach irgendwo wieder Land zu
sehen, vielleicht auch hübsche Häuschen oder wenigsten Wiesen, Felder
und Wälder. Doch Wasser und Wellen wogten unter ihm und setzten den
Wellenkämmen weiße Schaumkronen auf. Das war zu viel für Rumtrum und
er schrie in graue Nichts hinein: "Was soll das? Lass mich sofort
an Land? Warum tust du mir das an? Was habe ich dir getan?"
Er hatte nicht wirklich mit einer Antwort gerechnet, aber es breitete
sich allmählich ein leises Säuseln um ihn herum aus, dass lauter und
lauter wurde.

"Du mir etwas getan, bist noch bei Trost? Was bildest du dir ein, dass
du kleiner Wicht mir etwas antun könntest? Aber nun genug, ich bringe
dich genau dorthin, wo du von Anfang an hin wolltest - zu den
Trollen!", grollte der mächtige Unsichtbare.

"Woher weist du, wo ich hin will oder was ich vorhabe?", platzte
Rumtrum vor Neugier. Aber er schien wohl keiner Antwort würdig zu
sein, denn ganz urplötzlich spürte der kleine Geist Boden unter seinen
Füßen. Verdutzt sah er sich um, blickte auf grün bewachsene Hügel,
knorrige alte Bäume, und was war denn das da am Horizont? Sollte es
tatsächlich ein Häuschen sein? "Das sieht aber merkwürdig aus", dachte
Rumtrum, "das Dach reicht fast bis an den Boden und ist mit grünem
Gras bewachsen. Das muss ich sofort überprüfen, vielleicht handelt es
sich doch nur um einen Grashügel, tja, ich muss unbedingt näher
heran." Eilig schritt der kleine Geist auf das - oh Schreck ...

"Es hat sich bewegt, ganz sicher, es hat sich erhoben ...", weiter
reichten seine Gedanken nicht, denn schon zwei Schritte später stand
das Haus, das gar kein Haus, sondern ein Riese mit einem grünen Hut
war, vor ihm und lachte, streckte eine gewaltig grobe Hand nach
Rumtrum aus und griff zu.
Rumtrum schrie: "Lass mich runter, lass mich sofort los, oder ..."

Da lachte der Riese nur noch lauter und grinste ihn an: "Oder was?
Hast du etwa vor, gegen mich zu kämpfen?" Und nun erscholl auch noch
ein höhnisches Gelächter aus der Ferne. Rumtrum bemühte sich, durch
die Ritzen zwischen den dicken Fingern der Riesenhand hindurch zu
lugen. Doch was er da erblickte, versetzte ihn in ungläubiges Staunen.
Am Horizont reihten sich weitere fünf grünhütige "Häuser" aneinander,
die hin und her wankten.

"Wo bin ich nur gelandet? Was sind das für merkwürdige Leute hier? Und
wie kann ich mich aus dieser bösen Hand befreien?", überlegte Rumtrum
und bemühte sich keine Angst zu haben. Der Riese oder was immer er
auch sein mochte, schwang seine Hand hin und her und grölte laut
irgendetwas zu seinen Kumpanen. Bisher waren weder Wände noch Türen
ein Hindernis für ihn, aber diese Hand schien ein Gefängnis zu sein,
dem er nicht entkommen konnte, so sehr er sich auch bemühte.

Plötzlich flatterte vor seinen Augen ein winzig, winzig kleines Etwas
mit viel zu großen Flügeln auf und ab und kicherte: "Du Dummkopf, du
weißt es wirklich nicht?"

Rumtrum wunderte sich gar nicht erst darüber, wie auch dieses
Flattergeistchen wissen konnte, was er sich gerade in Gedanken gefragt
hatte, sondern antwortete einfach: "Nein, ich weiß wirklich überhaupt
nichts."

"Auch nicht, wie du dich befreien kannst?", grinste es.
"Genau, auch das weiß ich nicht", ärgerte sich der kleine Geist.
"Nun, zum einen kann ich dir sagen, dass du dich gerade in der Hand
des wirklich übelsten Gesellen der Trolle befindest und zum
zweiten ... "

Weiter konnte das winzige Flattergeistchen nicht sprechen, denn der
Riese hatte es fortgepustet.

Weitere Abenteuer mit Rumtrum folgen ...



1. März 2020
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AUSLAND/9331: Aus aller Welt - 01.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Regierungswechsel in der Slowakei

Bei der Parlamentswahl in der Slowakei kam die oppositionelle
Antikorruptionspartei Olano auf 25 Prozent der Stimmen und hat den
Urnengang damit klar gewonnen. Die regierende sozialdemokratische
Smer von Ministerpräsident Peter Pellegrini verlor rund zehn
Prozentpunkte und rutschte auf 18,4 Prozent ab. Die vom ehemaligen
Unternehmer Igor Matovic angeführte Olano-Partei verfügt künftig über
53 Sitze im Parlament. 34 Sitze gehen an die Smer. Die Leute wollen,
daß wir die Slowakei zu einem fairen Land machen, in dem die Gesetze
für alle gelten, sagte Matovic nach Informationen der
Nachrichtenagentur AFP in Bratislava. Zwei Jahre nach dem Mord am
Investigativjournalisten Jan Kuciak und seiner Lebensgefährtin
Martina Kusnirova war der Wahlkampf stark von den bisherigen
Ermittlungen geprägt. Der mutmaßliche Drahtzieher der Morde soll
Kontakte bis in höchste Regierungskreise gehabt haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9331: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote in Berlin-Marzahn entdeckt

In einem Mehrfamilienhaus in Berlin-Marzahn wurden in der Nacht zum
Sonntag zwei Leichen gefunden. Wie aus einem Bericht der
Nachrichtenagentur AFP hervorgeht, handelt es sich bei den Toten um
eine 38jährige Frau und ihre neun Jahre alte Tochter. Nach Angaben
der Polizei und der Berliner Staatsanwaltschaft besteht der Verdacht,
daß die Frau und ihre Tochter Opfer eines Tötungsdelikts geworden
sind. Eine Mordkommission nahm die Ermittlungen auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9328: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Konflikt in Idlib eskaliert

Nach dem Tod von 36 türkischen Soldaten in der syrischen
Rebellenhochburg Idlib hat die Türkei nach eigenen Angaben in dem
benachbarten Bürgerkriegsland massive Vergeltungsangriffe gestartet.
Wie Verteidigungsminister Hulisu Akar der Nachrichtenagentur Anadolu
mitteilte, zerstörte die türkische Armee unter anderem acht
Hubschrauber, eine Drohne und mehr als 100 Panzer der syrischen
Streitkräfte. Unterdessen erklärte die Regierung in Damaskus den
Luftraum im Nordwesten des Landes zur Sperrzone, berichtete der
Deutschlandfunk. Flugzeuge oder Drohnen würden in dem Gebiet ab
sofort als feindlich eingestuft und abgeschossen. Die Präsidenten
Rußlands und der Türkei, Wladimir Putin und Recep Tayyip Erdogan,
werden voraussichtlich Mitte nächster Wochen in Moskau
zusammenkommen, um über einen Ausweg aus der Krise zu beraten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9330: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern Antirassismusbeauftragten

Die Grünen fordern mehr Rechte für Migranten, einen
Rassismusbeauftragten im Bund und eine virtuelle Polizeiwache, bei
der man online Strafanzeigen gegen Haß im Netz stellen kann, sowie
ein schärferes Waffenrecht. Um Rassismus entschieden zu bekämpfen,
brauche es klare Verantwortlichkeiten auf Bundesebene, sagte die
Grünenfraktionschefin Katrin Göring-Eckardt den Zeitungen der Funke
Mediengruppe. Eine Vorlage mit 23 Forderungen will der Parteirat am
Sonntag beraten und beschließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9328: Tragisches und Kurioses - 01.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwerer Verkehrsunfall in Sachsen

Auf einer Bundesstraße nahe Delitzsch im Landkreis Nordsachsen geriet
am Samstag ein 76jähriger mit seinem Fahrzeug auf die Gegenfahrbahn
und rammte drei entgegenkommende Autos. Bei dem Unfall kamen laut
dpa-Angaben ein 71jähriger Mann und zwei Frauen im Alter von 69 und
72 Jahre ums Leben. Die Polizei bestätigte zudem zwei Schwer- und
zwei Leichtverletzte. Warum der Rentner über den Mittelstreifen in
den Gegenverkehr fuhr, war zunächst völlig unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8413: Aus Forschung und Technik - 01.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



SpaxeX-Raumschiff SN1 platzte bei Drucktest

Der Prototyp des Raumschiffs Starship SN1 des kommerziellen
US-Raumfahrtunternehmens SpaceX hat einen am Freitagabend
durchgeführten Drucktest nicht bestanden. Anfang der Woche hatte das
Unternehmen den Prototyp zu einer Startrampe auf einem Firmengelände
in Boca Chica Village im Süden von Texas gebracht. Nach Abschluß der
Vorbereitungen zerbarst der mit flüssigem Stickstoff gefüllte Tank
nur wenige Sekunden nach Testbeginn auf der Rampe, wie auf einem auf
dem Youtube-Kanal von NASASpaceflight veröffentlichten Video zu
erkennen war. Bereits im November war ein Versuchsmodell von Starship
Mk1 bei einem Betankungstest in Boca Chica explodiert. Das Raumschiff
SN1 ist für zukünftige bemannte Missionen zum Mond und zum Mars
vorgesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8427: Aus aller Welt - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Frontex verstärkt Grenztruppen Griechenlands

Die europäische Grenzschutzbehörde Frontex schickt Beamte mit
Ausrüstung nach Griechenland, weil dort Tausende von Migranten aus
der Türkei eintreffen. Sie werden dort nicht mehr von den türkischen
Behörden aufgehalten, wie Präsident Erdogan ankündigte. Die meisten
Migranten werden von Polizei und Militär Griechenlands unter anderem
unter Einsatz von Tränengas und Blendgranaten am unerlaubten
Grenzübertritt gehindert. Der griechische Ministerpräsident
Mitsotakis berief für Sonntagabend eine Sitzung des nationalen
Sicherheitsrats ein. Er hatte die EU-Kommissionspräsidentin von der
Leyen und den Vorsitzenden des Europäischen Rates, Michel, nach
Angaben des Nachrichtenmagazins Der Spiegel telefonisch um
Unterstützung durch Frontex gebeten. Am Montag wird der
EU-Migrationskommissar Schinas zu Gesprächen über die Entwicklung in
Berlin erwartet.

Die Türkei hat nach Angaben der Regierung rund 3,6 Millionen
Bürgerkriegsflüchtlinge aus Syrien aufgenommen. Weitere 170.000 in
Zeltstädten an der Grenze werden nicht ins Land gelassen. Neben
Syrern haben zahlreiche Menschen aus dem Irak und Afghanistan Schutz
in der Türkei gefunden. 2016 hat die EU einem Pakt mit Ankara
unterzeichnet, wonach die Türkei die Migranten nicht ohne Erlaubnis
weiterreisen läßt und abgewiesene Asylbewerber wieder bei sich
aufnimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8382: Medizin und Gesundheitswesen - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Experten: 60 bis 70 Prozent der Deutschen werden sich infizieren

Wenn man am Wochenende in einem Supermarkt war, wird man sicher den
Eindruck gewonnen haben, daß die Bundesbürger kurz vor einer Panik
stehen. In vielen Geschäften waren die Regale schon weit vor dem
Ladenschluß leergefegt. So nachvollziehbar dieses Verhalten auch ist,
nach Ansicht der Experten wird dies keinen schützenden Effekt haben.
Denn die Fachleute gehen dpa zufolge davon aus, daß im Rahmen der 
Epidemie 60 bis 70 Prozent der Bundesbürger sich mit dem neuen 
Coronavirus anstecken. Offen ist lediglich, in welcher Zeit das 
geschieht, so der Virologe Christian Drosten von der Berliner 
Charité. Die Schätzungen gehen von ein paar Wochen bis hin zu 
zwei Jahren oder sogar noch länger. Für das bundesdeutsche 
Gesundheitssystem ist vor allem ein Infektionsgeschehen problematisch, 
wenn es in komprimierter, kurzer Zeit auftritt. Aus diesem Grund sind 
die Behörden dabei, so Drosten, alles dafür zu tun, um beginnende
Ausbrüche zu verlangsamen. Nach Auskunft des Robert Koch-Instituts
(RKI) in Berlin haben die meisten Sars-CoV-2-Infizierten nur leichte
Erkältungssymptome mit Frösteln und Halsschmerzen oder sogar
überhaupt keine. 15 Prozent der Infizierten erkranken schwer. Sie
bekommen Atemprobleme oder erkranken an einer Lungenentzündung. Nach
aktueller Datenlage sterben ein bis zwei Prozent der Infizierten. Das
ist deutlich mehr als bei einer Grippe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8415: Kriminalität und Rechtsprechung - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Berufungsgericht setzt Trumps Asylregelungen aus

Ein Berufungsgericht in San Francisco hat die von US-Präsident Trump
im Januar 2019 eingeführte Regelung ausgesetzt, wonach Asylsuchende
aus Mittel- und Südamerika vor einer Aufnahme in die USA in Mexiko
bleiben müssen, bis ihrem Asylantrag von einem Einwanderungsgericht
stattgegeben wurde. Gegen die präsidiale Anordnung laufen noch
Klagen. Bis diese entschieden wurden, bleibt die Regelung außer
Kraft. Das gilt ebenso für die Regelung, welche jedem Migranten, der
ohne gültige Papiere über die mexikanische Grenze in die USA kommt,
grundsätzlich Asyl verwährt. Seit September gilt eine Art
Drittstaatenregelung. Wer auf dem Weg von seinem Herkunftsland in die
USA durch ein drittes Land gekommen ist und dort kein Asyl beantragt
hat, erhält in den USA keinen Schutz. Mit Verweis auf die Warteregel
sind fast 60.000 Asylbewerber von US-Behörden nach Mexiko
zurückgeschickt worden. Die Entscheidung des Berufungsgerichts gilt
nur für die Bundesstaaten Kalifornien und Arizona, die zu seinem
Zuständigkeitsbereich gehören.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8337: Sprache, Kunst und Medium - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Leipzig hält an der Buchmesse Mitte des Monats fest

Trotz der Ausbreitung des Coronavirus auch in Europa und daraus
folgenden diverser Absagen von Großveranstaltungen hält die Leipziger
Buchmesse an der vom 12. bis 15. März vorgesehenen Verkaufsschau fest.
Laut Messeleitung finden alle Veranstaltungen, also auch die
Lesetermine im Umfeld der Messe, wie geplant statt. Aktuell bestünden
keine Einschränkungen.

Die Messe stehe in ständigem Austausch mit den Behörden und verfolge
die Empfehlungen der WHO und des deutschen Robert Koch-Instituts. Laut
MDR Sachsen hat die Messe nach eigenen Angaben eine Taskforce 
gebildet, der Verdachtsfälle oder sonstige Änderungen sofort gemeldet 
würden.

Zuletzt hatte sich die Leitung des Louvre in Paris dazu entschlossen,
ihre Ausstellungen vorerst zu schließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8404: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Türkei im Krieg mit Syrien

Die Türkei ist in einen offenen Krieg mit den syrischen Streitkräften
eingetreten, nachdem am Donnerstag in der syrischen Provinz Idlib 36
türkische Soldaten getötet worden waren. Die türkischen Streitkräfte
haben nach Angaben von Verteidigungsminister Akar laut Anadolu in
Nordsyrien bislang mehr als 100 Panzer, mehrere Helikopter und eine
Drohne zerstört sowie mehr als 2000 syrische Soldaten außer Gefecht
gesetzt.

Zuvor hatten türkische Soldaten in den Provinzen Idlib und Aleppo
mehr als 70 syrische Soldaten und verbündete Kämpfer getötet, wie die
Syrischen Beobachtungsstelle für Menschenrechte aus London gemeldet
hatte. Zudem wird berichtet, die türkischen Truppen hätten bei Aleppo
mit Boden-Boden-Raketen Fabriken und eine Forschungseinrichtung
zerstört. Der türkische Präsident Erdogan sprach von der Zerstörung
von Anlagen zum Bau von Chemiewaffen sowie zerstörten
Luftabwehrsystemen und Landebahnen. Am Sonntag meldete das türkische
Verteidigungsministerium den Abschuß von zwei syrischen
Kampfflugzeugen des Typs SU-24 aus russischer Produktion.

Die syrische Regierung reagierte auf die massiven türkischen Angriffe
mit der Verhängung einer Flugverbotszone. Alle Flugzeuge und Drohnen
im Luftraum über Nordwestsyrien werden abgeschossen. Die syrischen
Streitkräfte hatten mit Unterstützung der russischen Luftwaffe in der
Provinz Idlib kurz davor gestanden, die unter anderem von der Türkei
unterstützten, aufständischen Milizen im syrischen Bürgerkrieg zu
schlagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8418: Aus Parlament und Gesellschaft - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Laschet eröffnet NRW-Kontaktbüro in Tel Aviv

Nordrhein-Westfalens Ministerpräsident Armin Laschet ist am
Wochenende mit einer Delegation aus Vertretern von Politik,
Wirtschaft, Kirchen und Gesellschaft sowie einem umfangreichen
Pressetroß nach Israel geflogen, wo er die Holocaust-Gedenkstätte Yad
Vashem aufsuchte und mit Staatspräsident Reuven Rivlin zusammenkam.
Am Sonntagabend eröffnete Laschet in Tel Aviv ein Kontaktbüro,
welches unter anderem den Jugendaustausch von Nordrhein-Westfalen und
Israel fördern soll. Das Büro wird mit einer Million Euro jährlich
von NRW finanziert. Laschet bewirbt sich neben Friedrich Merz und
Norbert Röttgen für die Nachfolge von Annegret Kramp-Karrenbauer als
CDU-Vorsitzender.

An diesem Montag wollte die Union progressiver Juden in Deutschland
Laschet in der Neuen Synagoge von Berlin mit dem
Israel-Jacobsen-Preis 2020 auszeichnen, und zwar in Anerkennung
seiner großen Verdienste für das liberale Judentum, für die Stärkung
des jüdischen Lebens in Nordrhein-Westfalen und für seinen
persönlichen Einsatz für Begegnung und Dialog zwischen den Religionen
und Kulturen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8387: Tragisches und Kurioses - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Tote bei Geburtstagsparty in Moskau

Bei einer Geburtstagsparty für eine 29jährige Frau in einem
öffentlichen Dampfbad sind in Moskau mindestens drei Menschen
gestorben und weitere drei verletzt worden.

Laut ARD Nachrichten wollten 18 jungen Leute den Effekt in einem
Tauchbecken mit 25 Kilogramm chemisch hergestellten Eis noch erhöhen.
Durch das Trockeneis wurde in dem warmen Wasser aber massenhaft
Kohlendioxid freigesetzt, das zu Erstickungsanfällen und schließlich
bei einigen Gästen der städtischen Dampfsauna zum Tod führte.
Eigentlich sollte nur eine Art Nebel und ein Prickeln auf der Haut
erzeugt werden.

Sogenannte Banja-Partys sind in Rußland weit verbreitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8416: Arbeit, Soziales und Familie - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Zehntausende Katalanen bei Puigdemont in Perpignan

In Perpignan haben am Samstag bis zu 150.000 Demonstranten an einer
Veranstaltung des katalanischen Politikers Puigdemont teilgenommen.
Die Stadt im Süden Frankreichs und ihre Umgebung sind katalanisch.
Anders als auf der spanischen Seite gibt es dort aber keine
Unabhängigkeitsbewegung. Die Kundgebungsteilnehmer und
-teilnehmerinnen waren meist über die rund 25 Kilometer entfernt
liegende Staatsgrenze angereist. Spanische Polizei und Verkehrschaos
sorgten dafür, daß rund 100 Busse nicht bis Perpignan durchkamen.
Puigdemont hatte 2017 die Unabhängigkeit von Katalonien ausgerufen,
wurde von der Zentralregierung in Madrid abgesetzt und floh über
Umwege ins Exil nach Belgien. Inzwischen ist er Europaabgeordneter.
Er und zwei ehemalige Minister der katalanischen Regierung waren von
Bürgermeister Pujol nach Perpignan eingeladen worden. Die Regierung
in Paris ordnete für die Veranstaltung massive
Sicherheitsvorkehrungen an. Puigdemont unterstützte in seiner Rede
auf dem Messegelände von Perpignan unter anderem den
Wikileaks-Gründer Assange, der viel für Katalonien getan habe, und
dem in London die Auslieferung an die US-Justiz droht. Die
katalanische Republik bezeichnete Puigdemont als einzige Garantie zur
Beendigung des vom Franquismus überkommenen, ungerechten
Monarchie-Regimes.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8393: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Luxemburg mit kostenlosem öffentlichen Nahverkehr

Nicht nur Umweltschützer fordern schon seit längerem kostenlosen
öffentlichen Nahverkehr. Dies reduziert die individuelle Mobilität
und die damit einhergehende Luftverschmutzung. Auch werden dadurch
die Straßen in den Metropolen zum Teil erheblich entlastet. Trotzdem
haben die Behörden in Deutschland sich bislang nicht dazu durchringen
können, die Fahrt mit Bus, Bahn und Straßenbahn kostenlos anzubieten.
Ganz anders in Luxemburg, das als erstes Land der Welt den
kostenlosen öffentlichen Nahverkehr eingeführt hat. Der dadurch
entstehende Einnahmeausfall in Höhe von jährlich 41 Millionen Euro
soll laut afp über Steuern ausgeglichen werden.
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WIRTSCHAFT/8404: Märkte und Finanzen - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Großhandel auf Hamsterkäufe vorbereitet

Angesichts der sich auch in Deutschland ausbreitenden
Coronavirus-Epidemie haben vielerorts Hamsterkäufe begonnen.
Supermärkte meldeten vor dem Wochenende eine verstärkte Nachfrage bei
haltbaren Lebensmitteln und Hygieneartikeln. Manches Regal wurde
leergeräumt. Der Handelsverband Deutschland (HDE) berichtete am
Samstag der Deutschen Presse-Agentur, die Lagerbestände seien bereits
erhöht worden. Engpässe seien aufgrund effizienter Lieferstrukturen
nicht zu erwarten. Einschränkungen bei der Warenverfügbarkeit im
Handel würden bislang nicht festgestellt.
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WISSENSCHAFT/8416: Aus Forschung und Technik - 01.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Android 11 ändert Plazierung der Musiksteuerung

Wer sein Smartphone vor allem zum Hören von Musik nutzt, der wird
sich mit dem neuen Betriebssystem Android 11 wohl umstellen müssen.
Wie die Internetplattform giga.de gerade meldete, hat Google in der
neuesten Version des mobilen Betriebssystems die Plazierung der
Musik-Steuerung geändert. Sie befindet sich in Android 11 direkt in
den Schnelleinstellungen. Beim ersten Wisch nach unten ist sie noch
neben den Quick Toggles, beim zweiten Wisch wandert sie direkt
darunter. Dabei wird sie etwas größer und bietet damit mehr
Einstellungsmöglichkeiten. Bislang ist das Feedback auf die neue
Plazierung der Musiksteuerung nicht gerade gut. Es könnte also
durchaus sein, daß Google bei der finalen Version von Android 11, die
im Herbst erwartet wird, hier noch etwas ändert.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/2003: Regierungspressekonferenz vom 28. Februar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 28. Februar 2020

Regierungspressekonferenz vom 28. Februar 2020

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Gespräch mit Vertreterinnen und
Vertretern von Migrantenorganisationen und Religionsgemeinschaften
anlässlich der rassistischen Morde von Hanau, 11. Integrationsgipfel,
Kabinettssitzung, Sitzung des Digitalrats der Bundesregierung, Trauerfeier
für die Opfer der Gewalttat in Hanau, Verleihung der
Buber-Rosenzweig-Medaille an die Bundeskanzlerin), Coronavirus, Lage in
Syrien, Studie des Umweltbundesamtes zu den Auswirkungen eines Tempolimits
auf Autobahnen, Entschädigungen für Käufer von VW-Dieselfahrzeugen, Fall
eines als rechtsextrem eingestuften Mitarbeiters eines
AfD-Bundestagsabgeordneten, Personalie


Sprecher: StS Seibert, Wackers (BMG), Buser (BMVI), Alter (BMI),
Grave (BMWi), Wogatzki (BMF), Stoltenberg (BMAS), Breul (AA), Haufe (BMU),
Zimmermann (BMJV), Collatz (BMVg)



Vors. Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert sowie die
Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Vors. Welty: Ich denke, wir starten mit den Terminen der Kanzlerin für die
kommende Woche.

StS Seibert: So ist es. - Guten Tag!

Am Montag, dem 2. März, trifft die Bundeskanzlerin gemeinsam mit der
Staatsministerin für Integration, Frau Widmann-Mauz, und Bundesminister
Seehofer von 10.30 Uhr bis 12 Uhr im Kanzleramt etwa 50 Vertreterinnen und
Vertreter von Migrantenorganisationen und aller Religionsgemeinschaften zu
einem Gespräch anlässlich der rassistischen Morde von Hanau.

Anschließend, ab 12.30 Uhr, leitet die Kanzlerin dann den 11.
Integrationsgipfel im Bundeskanzleramt. Auch dieser Integrationsgipfel wird
sich mit den rassistischen Taten von Hanau und den anderen Anschlägen der
jüngsten Zeit beschäftigen. In einem ersten Teil werden die Teilnehmer des
Gipfels darüber diskutieren, wie wir unsere freiheitliche Demokratie gegen
Rassismus, Antisemitismus, antimuslimische Hetze, Rechtsextremismus und
alle anderen Formen von Menschenfeindlichkeit verteidigen und welche
Konsequenzen aus den jüngsten Ereignissen gezogen werden. In einem zweiten
Teil des Integrationsgipfel geht es dann um die Ergebnisse der ersten Phase
des Nationalen Aktionsplans Integration - das hatten wir Ihnen hier
anlässlich der Kabinettsbefassung schon genauer vorgestellt. Es geht in
dieser Phase darum, wie schon im Herkunftsland systematisch damit begonnen
werden kann, Einwanderinnen und Einwanderer auf Deutschland vorzubereiten.

Am Mittwoch tagt um 9.30 Uhr wie immer das Kabinett unter Leitung der
Bundeskanzlerin.

Im Anschluss tritt der Digitalrat, ebenso unter der Leitung der
Bundeskanzlerin, zu seiner 6. Sitzung zusammen. Die Hauptthemen der Sitzung
werden die Ideen des Digitalrats zur Datenstrategie der Bundesregierung
sowie weitere Vorschläge zum Themenbereich "Digitales Lernen" sein.

Zur Datenstrategie der Bundesregierung würde ich Ihnen gerne noch die
Zusatzinformation geben, dass heute ab 12 Uhr die Onlinekonsultation zur
Datenstrategie der Bundesregierung beginnt. Das heißt, interessierte Bürger
und natürlich auch die Fachöffentlichkeit können unmittelbar Ideen in diese
Datenstrategie einbringen. Das ist eine Konsultation, die online über fünf
Wochen läuft und unter www.datenstrategie-bundesregierung.de zugänglich
ist.

Zurück zu den Terminen der Bundeskanzlerin: Am Mittwochabend gegen 18 Uhr
wird die Bundeskanzlerin in Hanau an der Trauerfeier für die Ermordeten
dort teilnehmen. Die Planungen hierzu sind zu diesem Zeitpunkt noch nicht
abgeschlossen. Über Details werden wir Sie rechtzeitig informieren.

Am Sonntag, dem 8. März, wird die Bundeskanzlerin dann mit der 
Buber-Rosenzweig-Medaille geehrt werden. Diese Medaille vergibt seit 1968 der
Deutsche Koordinierungsrat der Gesellschaften für Christlich-Jüdische
Zusammenarbeit jeweils Anfang März zum Auftakt der bundesweiten Woche der
Brüderlichkeit. Die Veranstaltung findet im Kulturpalast Dresden statt und
beginnt um 11.30 Uhr. Die Medaille ist nach den jüdischen Philosophen
Martin Buber und Franz Rosenzweig benannt. Der Koordinierungsrat ehrt mit
dieser Auszeichnung jährlich Personen, Institutionen oder Initiativen, die
in besonderer Weise zur Verständigung zwischen Christen und Juden
beigetragen haben.

Soweit die Terminvorschau.

Frage: Herr Seibert, ist das Gespräch anlässlich der rassistischen Morde
von Hanau am Montagvormittag von 10.30 bis 12 Uhr auch presseöffentlich? Es
gibt ja anscheinend Statements am Anfang um 10.30 Uhr.

Zweitens zur Trauerfeier in Hanau am Mittwoch: Wird die Bundeskanzlerin
dort mit Hinterbliebenen, mit Angehörigen zusammenkommen, und wird sie dort
eine Rede halten?

StS Seibert: Die Planungen für den Besuch der Trauerfeier in Hanau sind
noch nicht abgeschlossen, aber die Bundeskanzlerin wird keine Rede halten.
Wen sie dort trifft und ob es zu Begegnungen mit Angehörigen der Ermordeten
kommt - für die ja letztlich auch diese Trauerfeier mit ausgerichtet wird -
, werden wir Ihnen dann rechtzeitig sagen.

Für Montag ist im Anschluss an den Integrationsgipfel gegen 15.30 Uhr eine
Pressekonferenz geplant. Die Begegnung mit den Vertretern der
Migrantenorganisationen und der Religionsgemeinschaften ist nicht
presseöffentlich.

Zusatzfrage: Wir haben aber gehört, dass der Termin am Anfang zumindest für
Bildpresse öffentlich ist, und es heißt, es werde auch Statements der
Kanzlerin, des Innenministers und der Integrationsbeauftragten geben.

Frage: An das Gesundheitsministerium zum Coronavirus: Gibt es schon
Empfehlungen zur Absage der Tourismusbörse ITB?

StS Seibert: Wenn ich darf, würde ich dazu gerne einige Bemerkungen vorab
machen, und dann werden die Kollegen aus den Ministerien sicherlich
ergänzen.

Ich möchte Sie gern darüber informieren, dass die Bundeskanzlerin heute
Vormittag ausführlich mit Bundesgesundheitsminister Spahn und mit
Bundesinnenminister Seehofer über die Ausbreitung des Coronavirus in
Deutschland und die staatlichen Maßnahmen dagegen beraten hat. Es ging um
die Themen, die auch am Nachmittag den dann wieder zusammentretenden
Krisenstab beschäftigen werden. Das heißt, über allem steht unsere
Zielsetzung, die Ausbreitung des Coronavirus bei uns einzudämmen
beziehungsweise zu verlangsamen, alles zu tun, damit Infizierte alle
erforderliche medizinische Behandlung bekommen, das Gesundheitssystem auf
mögliche steigende Fallzahlen vorzubereiten und nicht zuletzt die Menschen
darüber zu informieren, wie sie mit relativ einfachen Verhaltensweisen ihr
Ansteckungsrisiko erheblich mindern können.

Die Bundesregierung stimmt sich in diesem ganzen Themenkomplex engstens mit
den Ländern und den Kommunen hier in Deutschland ab, aber natürlich auch
mit unseren europäischen Partnern, und auch dieser Informationsfluss war
Gegenstand der Beratungen heute Morgen.

Wie gesagt, der Krisenstab unter gemeinsamer Leitung von
Bundesgesundheitsministerium und Innenministerium kommt heute wieder
zusammen, und im Anschluss, also gegen Abend, werden Sie darüber dann
informiert.

Ich will noch ein Wort zu der Frage loswerden, die jetzt natürlich viele
Bürger umtreibt, nämlich: Wo finde ich zuverlässige Informationen? Das
Robert-Koch-Institut informiert regelmäßig in Pressegesprächen über das
Geschehen rund um das Coronavirus. Gestern fand das erste solche
Pressegespräch statt. Wer befürchtet, sich mit dem Coronavirus infiziert zu
haben, weil er vielleicht Kontakt mit einer infizierten Person hatte oder
eine Reise in ein Risikogebiet unternommen hat, der kann sich telefonisch
an die zentrale Rufnummer 116 117 wenden - die sollte man sich wirklich
merken -, und in jedem Fall sollte bei Krankheitszeichen vorab
telefonischer Kontakt mit der Arztpraxis oder dem Krankenhaus erfolgen.

Also: Zuverlässige Informationen, ständig aktualisiert, gibt es auf den
Internetseiten des Robert-Koch-Instituts, der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung, des Gesundheitsministeriums sowie der
Bundesregierung insgesamt, sodass alle - die Bürger, das medizinische
Personal, die Vertreter der Presse - jeweils auf dem neuesten Stand
befindliche, zuverlässige Informationen finden können.

Zusatz: Dann war da noch die Frage nach der ITB.

Wackers: Zur ITB und sonstigen Großveranstaltungen, aber auch Kleineren
Veranstaltungen - wie gestern auch schon hier in der gemeinsamen
Pressekonferenz der Minister Seehofer und Spahn gesagt -, das ist eine
Entscheidung der Behörden vor Ort. Das Infektionsgesetz sieht vor, dass die
zuständigen Behörden vor Ort die erforderlichen Maßnahmen ergreifen. Warum
ist das so? Nur die Behörden vor Ort können wissen, wer an der
Veranstaltung teilnimmt. Sind das Teilnehmer aus möglichen Risikogebieten?
Wo findet die Veranstaltung statt? Gab es in der letzten Zeit hier
irgendwelche Infektionsfälle? Werden die Hygieneauflagen eingehalten? Das
sind alles Entscheidungen, die nur vor Ort bewertet werden können. Deshalb
wird diese Entscheidung, ob Veranstaltungen stattfinden oder nicht, auch
von den Behörden vor Ort getroffen.

Ich kann Ihnen aber - wenn ich das noch kurz ergänzen darf; der
Regierungssprecher erwähnte es ja schon - sagen, dass heute Nachmittag zum
zweiten Mal der Krisenstab von BMI und BMG tagt. Dort wird auch das Thema
Großveranstaltungen besprochen werden. Es wird darum gehen, Kriterien zu
entwickeln, die den Behörden vor Ort Unterstützung geben können, so eine
Entscheidung zu treffen. Aber wie das dann aussehen wird, das kann ich
Ihnen nicht sagen. Da kann ich den Ergebnissen nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Wird es da eine Empfehlung geben, oder ist das noch nicht
klar?

Wackers: Es wird an Kriterien gearbeitet. Das ist Thema. Wir werden danach
unterrichten. Dann wird das Ergebnis feststehen. Eine Empfehlung wird es
nicht geben. Es wird Kriterien geben, die den Behörden helfen, die
Entscheidung zu treffen. Die Entscheidung bleibt bei den Behörden vor Ort.

Zusatzfrage: Meine zweite Frage, weil es ein bisschen schwierig ist, den
Überblick zu behalten, ist: Können Sie eine Gesamtzahl für alle bestätigten
Infektionsfälle nennen?

Wackers: Meinen Sie jetzt weltweit oder in Deutschland?

Zusatz: In Deutschland, sorry.

Wackers: Also in Deutschland sind es derzeit knapp 60 Fälle. Aber es ist
ein dynamisches Geschehen - wie wir ja nicht müde werden zu erwähnen.

Frage: Eine Frage noch einmal an Herrn Seibert. Sie haben eben gesagt, die
Bundeskanzlerin habe sich mit dem Gesundheitsminister und mit dem
Innenminister heute früh beraten. Gibt es etwas Konkreteres, was Sie uns
dazu mitteilen können? Wie zufrieden ist sie mit dem Krisenmanagement in
diesem Fall? Gibt es eine Überlegung, dass sie sich zu diesem Thema mit den
anderen europäischen Staatschefs in einen engeren Austausch begibt, um
vielleicht eine gemeinsame Strategie zu entwickeln?

StS Seibert: Ich habe ja bereits gesagt, dass wir uns bei den europäischen
Partnern bei diesem Thema, das ein grenzüberschreitendes ist und mehrere
europäische Staaten, viele europäische Staaten intensiv beschäftigt,
natürlich eng austauschen. Dieser Austausch läuft natürlich auch auf der
Ebene des Gesundheitsministers, des Innenministers und bei Bedarf auch
durch die Bundeskanzlerin selber. Wir werden Sie informieren, wenn es
entsprechende Gespräche gegeben hat.

Ich habe Ihnen die Themen genannt, um die es geht. Der Krisenstab wird das
heute natürlich in viel mehr Details besprechen. Die Kanzlerin - da seien
Sie versichert - wird sich tagtäglich über den Fortgang der Ereignisse,
sowohl was das Ausbreitungsgeschehen betrifft als auch den Stand der
Vorbereitungen, informieren.

Frage: Ich wollte gern das Bundesinnenministerium und das
Verkehrsministerium fragen: Gestern war in der Pressekonferenz von den
Ministern Seehofer und Spahn offengeblieben, ob es Maßnahmen oder
Vorkehrungen für die Logistikbranche gibt. Ich denke besonders an 
LKW-Fahrer, die ja europaweit unterwegs und potentielle Überträger von Viren
sind. Gibt es da inzwischen Maßnahmen? Ich habe gestern, wenn ich das
richtig verstanden habe, mitbekommen, dass Ihr Minister da so eine Art
Auftrag erteilt hat.

Alter: Ja, das ist zutreffend. Der Minister hat gestern das Wesentliche
umschrieben und hat auch darauf verwiesen, dass all diese Detailfragen von
dem zuständigen Expertengremium bewertet werden müssen, dem Krisenstab, der
in einer Konfiguration zusammengestellt ist, dass sichergestellt ist, dass
aus allen Ressortbereichen die Experten zusammenkommen und diese Fragen
erörtern können.

Es bleibt dabei, dass das Bundesinnenministerium sich durchaus für
zuständig hält, wenn es um die Frage geht, ob man Gefahren bei der Einreise
auf allen Verkehrswegen abwenden kann. Das ist unser ureigenster Auftrag.
Dementsprechend werden wir nicht nur den Luft-, See- und Schienenverkehr
bewerten, sondern auch den Straßenverkehr. Wenn ich Straßenverkehr sage,
dann meine ich in der Bewertung natürlich jegliche Form von Straßenverkehr,
das heißt nicht ausschließlich Personenverkehr, sondern auch den
Güterverkehr.

Zu welchen Ergebnissen man da kommen wird, das kann ich nicht vorwegnehmen.
Heute Nachmittag ist die Krisenstabssitzung. Der Anspruch des Krisenstabs
ist es, sich so mit den Fragen zu beschäftigen, dass die
Entscheidungsträger in Bund und Ländern eine Handlungsorientierung haben
und dann auf der Grundlage auch konkrete Entscheidungen treffen können. Das
müssen wir abwarten.

Zusatzfrage: Ich habe ja gelernt, dass es einen neuen Begriff gibt, der
heißt "Aussteigerkarten". Ist geplant oder angedacht, so etwas auch für 
LKW-Fahrer, Lokführer etc. einzuführen?

Alter: Der Stand ist im Moment der, dass wir auf bestimmten
Flugverbindungen und im Schiffsverkehr diese Anordnung bereits haben, dass
durch die Betreiber dieser Verkehrsmittel diese Karten ausgegeben werden,
damit die Passagiere an Bord dort die notwendigen Daten eintragen können.
Wir werden heute im Krisenstab erleben, dass die Experten sich auch mit der
Frage beschäftigen, wie man so etwas im Schienen- und grenzüberschreitenden
Busverkehr realisieren kann. Das wird natürlich immer schwieriger, je
weiter man in den Individualverkehr hineinkommt. Sie können sich
vorstellen, es muss irgendeine Stelle geben, die diese Zettel ausgibt, und
dann müssen sie ausgefüllt und wieder eingesammelt werden. Da ergeben sich
schwierige Fragestellungen, die immer auch sozusagen die Überlegung
beinhalten: Was kann man tatsächlich und realistisch auch leisten und
umsetzen? Die Frage wird sicherlich diskutiert. Zu welchen Ergebnissen man
kommen wird, das kann ich im Moment nicht vorhersagen.

Buser: Ich kann den Ausführungen meines Kollegen nichts weiter hinzufügen.

Frage: Frau Wackers, ich habe eine Frage bezüglich dieser Zahl 60
Infizierte. Sind in dieser Zahl die Menschen mit enthalten, die bereits
genesen sind? Wie viele sind in den letzten drei oder vier Tagen erkrankt?

Wackers: Grundsätzlich werden die Daten von den Behörden, den Ärzten und
den Laboren vor Ort erhoben. Diese melden die bestätigten Fälle dann an das
Gesundheitsamt. Das Gesundheitsamt meldet an das Landesministerium und das
Landesministerium an das Robert-Koch-Institut. Das ist der Meldeweg.

Wir hatten diese 16 Fälle, die sich aus den zwei Wuhan-Rückkehrern und dem
Cluster in Bayern zusammensetzten. Diese Menschen sind genesen. Diese Zahl,
knapp 60 Infizierte, enthält auch schon die genesenen Fälle. Die Zahlen zu
den letzten Tagen habe ich jetzt nicht da. Vor zwei Tagen - glaube ich -
hatten wir diese Fälle in Nordrhein-Westfalen und in Baden-Württemberg. Die
sind jetzt dazu gekommen.

Die aktuelle Zahl finden Sie immer auf der Seite des Robert-Koch-Instituts
und auch auf unserer Seite.

Frage: Frau Wackers, in der Schweiz, die eine ähnliche föderale Struktur
wie Deutschland hat, wurde heute entschieden, eine besondere Lage
auszurufen, die es den Bundesbehörden erlaubt, Entscheidungen zu treffen,
die bisher den kantonalen Behörden vorbehalten waren, darunter auch die
Entscheidung, Veranstaltungen mit mehr als 1000 Personen vorerst zu
verbieten.

Gibt es in Deutschland ähnliche Gesetze, die zulassen würden, dass der Bund
solche Maßnahmen ergreift, beispielsweise Großveranstaltungen grundsätzlich
zu verbieten, oder bleibt das immer den lokalen Behörden vorbehalten?

Wackers: Das kann ich jetzt nicht beurteilen. Aber wir haben im Moment
keinen Anlass, daran zu zweifeln, dass an der Aufgabenverteilung und an der
Verantwortlichkeit etwas geändert werden muss. Das Infektionsschutzgesetz -
ich kann Ihnen nur empfehlen, lesen Sie sich den 28 durch - sieht vor,
dass das die Entscheidung der zuständigen Behörden ist.

Zusatzfrage: Das heißt, dass die Behörden diese Entscheidungen jeweils
einzeln, vor dem Hintergrund ganz unterschiedlicher Überlegungen treffen
müssen. Das sieht dann - jedenfalls von außen - so aus, als ob es in
Deutschland bei der Bekämpfung dieser Situation etwas chaotisch vorgeht,
auch wenn man sich die Kommunikationslage anschaut: Da kommunizieren
Krankenhäuser, Bundesbehörden und lokale Behörden - koordiniert scheint das
nicht zu sein.

Wackers: Wie Sie wissen, haben wir den Krisenstab auf Bundesebene
eingerichtet. Das RKI hat eine Koordinierungsfunktion und ist im ständigen
Austausch - mehrmals täglich - mit den Ländern und dadurch auch mit den
Gesundheitsbehörden. Die Koordinierungsfunktion des Robert-Koch-Instituts
ist zu Beginn der Infektionen auch noch einmal ausgebaut worden. Ich hatte
Ihnen gerade auch schon geschildert, warum das Infektionsschutzgesetz so
ist, wie es ist. Das ist so, weil die Behörden vor Ort die Lage am besten
beurteilen können. Sie kennen die Örtlichkeiten, und sie haben die
Genehmigungsunterlagen für eine Veranstaltung. Dort gibt es das Wissen über
die Umstände einer Veranstaltung, das erforderlich ist, um zu beurteilen,
ob die nun stattfinden kann oder nicht. Insofern ist das auch sachgerecht.

Alter: Ich würde gern noch ergänzen. Die Funktion des Krisenstabs darf man
nicht Kleinreden oder unterschätzen. Es ist schon so, dass dieser
Krisenstab auf Bundesebene unter Berücksichtigung der Aufgabenverteilung
und der Kompetenzverteilung in Bund und Ländern zusammenkommt. Gleichwohl
hat er den Anspruch, Handlungsorientierung in der Form zu geben, dass die
zuständigen Behörden - ob im Bund oder in den Ländern - in der Lage sind,
in vergleichbaren Sachverhalten vergleichbare Entscheidungen zu treffen.
Das ist das Ziel der Krisenstabssitzungen - in unterschiedlichen
Themenbereichen.

Da muss man jetzt nicht über Kompetenzveränderungen nachdenken, denn es
bleibt am Ende so: Auch wenn man die Kriterien hat, die
Handlungsunterstützung geben sollen, können sich die jeweiligen Situationen
voneinander unterscheiden. Das ist das, was die Kollegin gerade skizziert
hat. Das heißt also, die Entscheidung im konkreten Einzelfall kann im
Zweifel unterschiedlich sein, weil die Situation, über die entschieden
wird, nicht vergleichbar ist. Aber in vergleichbaren Situationen - das ist
der Anspruch des Krisenstabs - sollen einheitliche oder vergleichbare
Entscheidungen möglich sein. Das ist der Anspruch, mit dem dieser
Krisenstab diese Fragen erörtern wird.

StS Seibert: Ich möchte diesen Eindruck, den Sie da äußern, auch
zurückweisen. Das föderale System in Deutschland ist erprobt. Es hat sich
schon in vielerlei herausfordernden Lagen bewährt. Die Menschen können sich
darauf verlassen, dass alle staatlichen Ebenen, Bund, Länder und Gemeinden,
eng miteinander abgestimmt, gut voneinander und übereinander informiert am
gleichen Ziel arbeiten werden, nämlich die Ausbreitung dieses Virus in
Deutschland einzudämmen beziehungsweise zu verlangsamen.

Frage: Herr Alter, können Sie ganz kurz sagen, wie Sie nachher, heute
Abend, dann informieren? Gibt es eine Pressekonferenz oder eine
Pressemitteilung?

Alter: Das ist noch nicht ganz geklärt. Wir werden Sie über den Verlauf und
gegebenenfalls die Ergebnisse der Krisenstabssitzung informieren. In
welcher Form, ist noch offen.

Frage: Vielleicht noch einmal kurz zu den wirtschaftlichen Auswirkungen. Es
gibt immer mehr Forderungen nach einem Konjunkturpaket - nicht nur für
Deutschland, sondern abgestimmt für ganz Europa. Der Stabilitäts- und
Wachstumspakt lässt so etwas zu. Auch die Schuldenbremse lässt Ausnahmen
zu. Eine Seuche wäre ein klassischer Fall für so etwas.

Frage dazu: Gibt es auf europäischer Ebene zu dem Thema Abstimmungen? Für
Deutschland gefragt: Gibt es konkret Maßnahmen, die jetzt umgesetzt oder
vorgezogen werden sollen?

Grave: Vielen Dank für die Frage. Gestern hat sich Bundesminister Peter
Altmaier dazu auch schon relativ lang geäußert. Derzeit haben wir noch
keine übermäßigen Nachfragen nach Fördermitteln oder ähnlichen Dingen. Es
gibt keine umfassenden Liefer- oder Nachfrageeinbrüche. Gewachsen ist vor
allem die Unsicherheit.

Wir haben beim Wirtschaftsministerium eine Hotline für Unternehmen
eingerichtet, die sich darüber informieren können, welche
Förderinstrumente, welche Möglichkeiten gibt es bereits, die in Anspruch
genommen werden können, wenn es derzeit irgendwelche Probleme gibt. Die
Anfragen zeigen: Der Bedarf für Informationen ist da. Die ersten Anfragen
handelten davon: Was passiert zum Beispiel, wenn Unternehmen geschlossen
werden müssen; was passiert bei Quarantäne oder bei Lieferproblemen?

Es gibt da bereits verschiedene Förderprogramme, die in Anspruch genommen
werden können, KfW-Kredite und Ähnliches. Zu weiteren Konjunkturmaßnahmen
und Ähnlichem hat Herr Altmaier gestern gesagt, dass kein Konjunkturpaket
geplant ist, aber konjunkturstimulierende Rahmenbedingungen geschaffen
werden müssen. Er hat dazu unter anderem die Unternehmenssteuerreform
genannt und die steuerliche Besserstellung von Personengesellschaften.
Diese Dinge waren angekündigt und stehen auch in der Mittelstandsstrategie.
Dazu gibt es bereits die nötigen Vorarbeiten. Die Idee ist, die Einführung
jetzt vorzuziehen.

Zusatz: Da war noch die Frage, ob es auf europäischer Ebene dazu Beratungen
oder Abstimmungen gibt.

Grave: Dazu kann ich nur sagen, dass Herr Altmaier sich mit seinen
europäischen Kollegen in Verbindung setzen wird und bereits gesetzt hat und
dazu auch in Gesprächen ist.

Zusatz: Frau Merkel nicht?

StS Seibert: Ich sage Ihnen, wenn es dazu Gespräche gab. Ich denke, dass an
der deutschen Volkswirtschaft - eng in globale Lieferketten eingebunden,
wie sie nun einmal ist - diese Coronaviruskrise nicht komplett spurlos
vorbeigehen wird, das kann man verstehen. Darauf sind auch alle
eingerichtet. Aber im Moment ist es wirklich nicht seriös abschätzbar,
wieviel Folgen es da geben wird. Das wird mit der Dauer, mit der regionalen
Verbreitung des Virus zu tun haben. Das einzuschätzen, dazu ist es jetzt
sicherlich zu früh.

Frage: Ich habe noch zwei Nachfragen zu der wirtschaftlichen Dimension. Als
die Finanzkrise vor 10, 11 Jahren zuschlug, haben wir ganz schnell ein
Bündel von Maßnahmen ergriffen: Kurzarbeiterregelung und, und, und. Haben
Sie so ein Krisenszenario sozusagen in der Schublade? Wenn ich Herrn
Altmaier richtig verstanden habe, dann möchte er jetzt ganz schnell die
Steuerreform durchziehen, auch Personengesellschaften entlasten. Wird das
demnächst vorgelegt, oder ist das erst einmal nur so eine Überlegung?

Grave: Zunächst einmal zu den Instrumenten, die bereits bestehen und
eingeführt wurden. Diese Instrumente sind derzeit ausreichend. Wir können
den Bedarf, der derzeit besteht, abdecken. Bei Bedarf, bei größeren
Vorgängen, könnte das aufgestockt werden. Aber das ist derzeit einfach
nicht gegeben. Das BMWi bereitet sich auf das Szenario vor, aber - wie
gesagt -, derzeit sind die vorhandenen Fördermaßnahmen ausreichend. Über
die Hotline können Sie sich darüber informieren, welche Fördermaßnahmen es
für die jeweiligen Unternehmen gibt und was da vorbereitet ist.

Das BMWi ist insgesamt natürlich darauf bedacht, die Auswirkungen für die
Unternehmen und die Lieferketten im Blick zu behalten und regelmäßig
Lagebilder zu erstellen. Wir haben uns die unterschiedlichen Branchen
angeschaut. Es gibt regelmäßige Updates. Da sind natürlich einige Branchen
deutlich stärker betroffen als andere, je nachdem welche Lieferketten es
gibt, ob es chinesische Vorprodukte gibt und all die Dinge mehr.

Die Vorschläge liegen bereits vor. Es gibt Diskussionen dazu. Die
Vorschläge liegen vor und sind weit ausgereift.

Zusatz : Zur Steuerreform meinen Sie jetzt?

Grave: Ja.

Zusatz : Sie liegen vor, heißt? Wann werden die ins Kabinett eingebracht?
Oder was muss ich mir darunter vorstellen?

Grave: Soweit es um Steuern geht, liegt die Federführung beim
Finanzministerium. Die Vorschläge von Herrn Altmaier liegen vor, aber die
Federführung, ob und wann das ins Kabinett kommt, liegt beim
Finanzministerium.

Wogatzki: Dann möchte ich den Ball aufgreifen und Ihnen vonseiten des
Finanzministers mitteilen, dass er die Lage und die aktuellen Entwicklungen
im Blick behält und immer betont hat, dass sein Haushalt darauf angelegt
ist, solide und zukunftsorientiert zu wirtschaften. Ein ausgeglichener
Haushalt ist nie ein Selbstzweck, sondern soll die Bundesregierung in die
Lage versetzen, in Krisenzeiten vollumfänglich zu handeln. Das ist die
generelle Grundaussage.

Zur Frage der Steuerreform wissen Sie auch, dass der Koalitionsausschuss
wieder am 8. März 2020 tagt. Da soll auch über die Frage einer Steuerreform
debattiert werden.

Stoltenberg: Ich würde gern noch für das Bundesarbeitsministerium ergänzen:
Wir sind mit dem Kurzarbeitergeld gut aufgestellt. Das hat der Minister
heute auch noch einmal betont, dass Beschäftigte durchaus einen Anspruch
haben können, wenn durch den Coronavirus Lieferengpässe entstehen, oder der
Betrieb auf behördliche Anordnung hin schließen muss.

Zusatzfrage : Wenn ich kurz beim Finanzministerium nachfragen darf: Dann
liegt also ein Papier, ein Vorschlag, aus dem Hause von Herrn Altmaier bei
Ihnen vor, das dann wahrscheinlich erst im Koalitionsausschuss beraten
wird, aber dann in das Kabinett geht? Ist das richtig so? Oder ist das
bisher nur im politischen Raum?

Wogatzki: Wie Sie wissen, wurden beim letzten Koalitionsausschuss die
Grundsteine für eine Diskussion gelegt. Es gibt eine sehr hochrangig
besetzte Arbeitsgruppe, die unter anderem darüber diskutiert, wie die
zusätzlichen Haushaltsmittel zu verwenden sind und wie man mit einer
Steuerreform umgehen soll. Auch Minister Scholz hat sich wie Minister
Altmaier gestern dafür ausgesprochen, dass man Personengesellschaften
Kapitalgesellschaften gleicher stellen und einige Unwuchten beseitigen
sollte.

Wie gesagt: Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe, die im letzten
Koalitionsausschuss eingesetzt wurde, werden im nächsten
Koalitionsausschuss beraten werden.

Vors. Welty: Bevor wir zu einem neuen Thema kommen, ein Nachtrag von Herr
Seibert.

StS Seibert: Ja, das geht schnell. Der Kollege hatte die Frage, wie es mit
der Presse aussieht bei den beiden Treffen am Montag. Es stimmt, beide
Treffen, sowohl das mit den Migrantenorganisationen wie auch der
eigentliche Integrationsgipfel, sind nicht presseöffentlich. Aber bei
beiden werden die Auftaktstatements presseöffentlich sein und könne auch im
Livestream verfolgt werden. Dann gibt es - wie ich schon gesagt hatte - zum
Abschluss des Integrationsgipfels eine Pressekonferenz.

Frage: Herr Seibert, zur Lage in Syrien und dem Angriff der syrischen Armee
auf türkische Soldaten gibt es jetzt aus der Türkei die Forderung, dass die
Nato an der Seite der Türkei stehen soll. Im Moment ist nicht die Forderung
nach einem Bündnisfall im Gespräch, aber könnten Sie dazu etwas sagen? Es
gibt auch die Idee, eine Flugverbotszone über Idlib einzurichten. Wie steht
die Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Ich kann für die Bundesregierung sagen, dass wir diese jüngste
militärische Eskalation in Nordwestsyrien, insbesondere in der Region
Idlib, mit sehr großer Sorge sehen. Den Angriff auf türkische Stellungen,
der zum Tod von über 30 türkischen Soldaten und zu einer großen Zahl von
Verwundeten geführt hat, verurteilen wir.

Diese Zuspitzung der Lage macht auf dramatische Weise deutlich, wie
dringend ein Waffenstillstand für die Region Idlib erreicht werden muss und
dass es unerlässlich ist, dass zeitnah politische Gespräche hierüber
stattfinden. Die Bundeskanzlerin und der französische Präsident Macron
hatten in der vergangenen Woche sowohl gemeinsam mit Präsident Erdogan wie
auch mit Präsident Putin telefoniert und genau darauf hingewiesen.

Zu der Frage nach der Nato: Heute Vormittag - das müsste schon um 10.30 Uhr
gewesen sein - ist der Nordatlantikrat der Nato zu einer
Dringlichkeitssitzung mit Blick auf die Entwicklung in Idlib
zusammengekommen. Den Ergebnissen dieser Sitzung kann und will ich nicht
vorgreifen. Sie wurde auf Bitten der Türkei unter Verweis auf Artikel 4 des
Nato-Vertrags einberufen. Nach Artikel 4 kann jeder Nato-Mitgliedstaat,
wenn er Bedrohungen für seine Sicherheit sieht, zu Beratungen im Nato-Kreis
aufrufen.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage, Herr Seibert. Wie ist denn der Stand der
Vorbereitungen auf den wohl in Istanbul geplanten Gipfel am 5. März 2020,
nachdem Herr Putin gestern hat mitteilen lassen, dass er da eigentlich
andere Termine hat? Hat sich das durch die neue Lage noch einmal
zugespitzt, wird es diesen Gipfel geben?

StS Seibert: Die Kanzlerin hat gemeinsam mit Präsident Macron und Präsident
Erdogan ihre Bereitschaft zu einem solchen Treffen im Viererformat deutlich
gemacht. Es ist jetzt an Russland, auf dieses Gesprächsangebot einzugehen.
Das ist bisher nicht erfolgt. Das Angebot besteht fort.

Frage: Meine Frage richtet sich an Herrn Alter. Nach diesem Luftangriff
will die Türkei eine mögliche Flüchtlingswelle aus Idlib nicht aufhalten.
Wie bereitet sich das Bundesinnenministerium Deutschlands auf eine mögliche
Flüchtlingswelle vor?

StS Seibert: Ich habe eines vergessen, und das passt zu Ihrer Frage.
Entschuldigung. Ich wollte noch sagen, dass die Bundeskanzlerin heute
Vormittag mit dem griechischen Premierminister Mitsotakis telefoniert hat
und dass sie auch mit Präsident Erdogan sprechen wird.

Alter: Ich kann ergänzen, dass wir die Medienberichte über die Situation,
die Sie beschreiben, kennen. Uns liegt bisher noch keine behördliche
Erklärung oder Information der türkischen Seite dazu vor. Wir stehen
selbstverständlich mit all unseren Gesprächspartnern - auch in der Türkei -
in enger Verbindung und beobachten die Situation, wie sie sich entwickelt.
Insofern ist es im Moment einfach zu früh, über konkrete Schlussfolgerungen
daraus zu berichten. Im Moment ist die Informationslage, die wir dazu
haben, im Wesentlichen auf Medienberichte gestützt. Wir sind derzeit dabei,
das Informationsbild noch etwas aufzuklären.

Frage: Ich möchte eine Nachfrage zu dem Treffen in Sachen Syrien stellen.
Ich habe etwas nicht ganz verstanden. Herr Seibert, Sie haben gesagt, dass
Russland das Treffen bestätigen soll. Was soll jetzt passieren?

StS Seibert: Die Frage, die mir gestellt wurde, war doch, ob und wann es zu
einem solchen Treffen im Viererformat, wie es das schon einmal in Istanbul
gab, kommen wird. Ich kann nur sagen: Die Bundeskanzlerin, Präsident Macron
und auch Präsident Erdogan haben ihre Bereitschaft zu einem solchen Treffen
geäußert und auch öffentlich gemacht. Jetzt liegt es an Russland, auf
dieses Angebot zu einem solchen Treffen einzugehen. Das hat Russland bisher
noch nicht getan. Das Angebot, sich im Viererformat zu treffen, besteht
fort.

Zusatzfrage: Bezieht sich das auf das Treffen am 5. März?

StS Seibert: Auf welches konkrete Datum es dann hinausläuft, wird man sehen
müssen. Aber das Angebot, so etwas zeitnah zu machen, besteht. Die
Ereignisse der letzten 24 Stunden machen uns ja noch einmal klar, wie
dringlich es wäre.

Frage: Herr Alter oder Herr Seibert, Sie sagten gerade, dass Sie noch keine
offiziellen Informationen zu diesen Berichten haben, dass die Türkei
praktisch die Weiterreise von syrischen Flüchtlingen nach Europa erlauben
möchte. Gehen Sie im Moment davon aus, dass der sogenannte Flüchtlingspakt
mit der Türkei weiterhin besteht oder hat es in irgendeiner Weise in
letzter Zeit von türkischer Seite Andeutungen gegeben, dass der auslaufen
würde, wenn irgendetwas Bestimmtes eintritt? Wenn sich jetzt die Berichte
bewahrheiten, würde Sie das unvorbereitet überraschen?

StS Seibert: Bisher gibt es Medienberichte; ich glaube, das hat auch gerade
der Kollege gesagt. Uns ist nicht bekannt, dass es einen solchen Befehl,
wie er in den Medienberichten erwähnt wird, von der türkischen Regierung
aus auch tatsächlich gibt, dass solch ein Befehl tatsächlich erteilt wurde.
Wir werden das sehr genau beobachten.

Zu Sinn, Zweck und Nutzen des EU-Türkei-Abkommens über Flüchtlinge und zur
Bekämpfung der Schleuserkriminalität haben wir hier oft gesprochen. Der
Wert dieses Abkommens besteht aus unserer Sicht fort. Das ist ein Wert
sowohl für Europa als auch für die Türkei.

Alter: Ich würde gerne noch zum zweiten Teil Ihrer Frage ergänzen, ob uns
ein etwaiges Szenario unvorbereitet treffen würde.

Losgelöst von dieser allgemeinen Entwicklung und ganz allgemein haben wir
auch an dieser Stelle schon häufiger erklärt und auch vermittelt, dass wir
nach der Situation, die wir in Deutschland 2015 ff. erlebt haben,
zahlreiche Schlüsse gezogen haben. Die Infrastruktur ist anders
aufgestellt, die technischen Rahmenbedingungen zum Informationsaustausch
sind anders aufgestellt. Alle beteiligten Behörden haben aus dieser
Situation gelernt. Wir sind heute in einem Zustand, dass wir ganz andere
Kapazitäten und eine ganz andere Resilienz für ein Ansteigen von Zugängen
hätten. Ich mache aber noch einmal ganz ausdrücklich deutlich: Das ist eine
ganz allgemeine Bemerkung, die nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der
aktuellen Entwicklung steht.

Zusatzfrage: Ich habe ja gefragt, ob Sie in letzter Zeit von den türkischen
Behörden irgendwelche Andeutungen erhalten haben, dass so ein Schritt
kommen könnte? Wenn ich Sie richtig verstehe: Nein, das hat es nicht.
Können Sie das bestätigen?

Alter: Zutreffend. Wir haben zu der aktuellen Entwicklung bisher nur die
Medienberichte und darüber keine behördlichen Informationen und auch keine
Signale von türkischer Seite.

Breul: Ich kann noch kurz ergänzen - der Punkt wird Sie nicht vollkommen
überraschen -: Wir sind uns dessen bewusst, was für eine besondere Last die
Türkei beim Umgang mit syrischen Flüchtlingen schultern muss. Wir
unterstützen sie dabei. Das ist ja auch Sinn und Zweck des 
EU-Türkei-Abkommens.

Das gilt im Übrigen auch für die humanitäre Situation in Idlib, die sich an
der Grenze zur Türkei abspielt, wo die Türkei Verantwortung übernimmt und
wo wir auch Verantwortung übernehmen wollen. Die Bundeskanzlerin hat auch
bei ihrem letzten Treffen mit Präsident Erdogan noch einmal zusätzliche
Unterstützung zugesagt. Dazu stehen wir. Die humanitäre Verantwortung für
Idlib ist eine der internationalen Gemeinschaft und nicht allein die der
Türkei. Das werden wir der Türkei auch in den Gesprächen, die wir jetzt zu
führen haben, noch einmal deutlich machen.

Frage: Ich würde gerne das Verkehrs- und das Umweltministerium zu der neuen
Studie des Umweltbundesamtes fragen, wonach ein Tempolimit auf Autobahnen
den CO2-Ausstoß sehr wohl deutlich mindert. Ziehen Sie dieses Gutachten mit
in Betracht? Geht es auf den Autobahnen jetzt in Richtung Tempolimit?

Haufe: Das Umweltbundesamt hat - darauf beziehen Sie sich jetzt - vor, wie
ich glaube, knapp einer Stunde eine Studie veröffentlicht, in der es noch
einmal untersucht, inwieweit ein Tempolimit tatsächlich zu CO2-Minderungen
führt. Es sind verschiedene Szenarien untersucht worden. Wir hatten ja in
letzter Zeit eine ganz aktuelle Debatte über das Thema Tempolimit, in der
immer wieder die Frage aufkam: Gibt es aktuelle Daten zu den möglichen
Klimaschutzwirkungen eines Tempolimits? Das hat jetzt das
Bundesumweltbundesamt vorgelegt.

Das sind alles aktuelle Emissionsdaten bezogen auf den aktuellen
Fahrzeugbestand in Deutschland. Da gibt es jetzt also eine Berechnung. Es
ist ja nun kein Geheimnis, dass die Bundesumweltministerin eine
Verfechterin des Tempolimits ist. Sie hat sich dafür ausgesprochen, dass
ein Tempolimit auf deutschen Autobahnen mit der Maßgabe 130 km/h aus
verschiedenen Gründen sinnvoll ist, nicht nur aus dem Grund des
Klimaschutzes, sondern auch aufgrund der Verkehrssicherheit. Dabei bleibt
sie. Das ist eine einfache, die ohne Kosten möglich ist.

Zusatzfrage: Sieht sich Herr Scheuer durch dieses Gutachten jetzt besonders
unter Druck, doch von seiner Meinung abzugehen?

Buser: Vielleicht noch einmal generell: Für uns ist Klimaschutz ein sehr
wichtiges Thema, und wir haben ja auch im Rahmen des Klimapakets schon sehr
viele Dinge angepackt und sind auch momentan dabei, weitere Punkte
umzusetzen.

Vielleicht noch einmal zur Erinnerung: Sowohl Bundestag als auch Bundesrat
haben ein generelles Tempo abgelehnt - wie gesagt, zuletzt auch der
Bundesrat erneut.

Vielleicht noch einmal eine andere Perspektive: Es geht generell ja auch
darum, von dem Zeitalter der Blechschilder wegzukommen und in ein neues,
digitaleres Zeitalter zu gehen. Das heißt, es geht darum, die Strecken mit
intelligenten Verkehrsbeeinflussungsanlagen auszustatten; solche Anlagen
können ja schon jetzt Teilnehmer informieren und ihnen auch konkrete
Geschwindigkeiten vorschlagen. Das ist ja genau das, wo wir hin wollen. Das
heißt, es geht darum, die Digitalisierung konkret zu nutzen, um mehr
Intelligenz hineinzubringen.

Gestern war Bundesminister Scheuer auch vor Ort gewesen und hat verkündet,
dass wir auf zwei Strecken den Testbetrieb aufnehmen, nämlich auf der A2
und auf der A8. Dabei geht es darum, wie wir mit Blick auf das
automatisierte und vernetzte Fahren weitere neue Lösungen einbringen
können. Dabei geht es um die Verkehrssicherheit, um den Verkehrsablauf und
auch um die Wirkung der verschiedenen Fahrgeschwindigkeiten im Verkehr, und
man will herausfinden, wie man diese neuen Technologien mit in den
Verkehrsfluss integrieren kann. Dabei werden natürlich auch die Daten der
nicht automatisierten Fahrzeuge mit erhoben; auch das ist ein Teil, den man
dabei genau beobachten wird.

Wie gesagt, die Studie beziehungsweise Ergebnisse oder Berechnungen - wie
auch immer - des Umweltbundesamts kenne ich nicht, die habe ich auch soeben
erst aus der Presse erfahren; insofern müssten wir uns das erst einmal
anschauen. Aber wie gesagt: Bundestag und Bundesrat haben dagegen gestimmt.

Zusatzfrage: Ganz konkret gesagt: Das Gutachten wird Herrn Scheuer nicht
weiter beeindrucken?

Buser: Ich kann es nicht beurteilen, weil ich das Gutachten persönlich
einfach nicht kenne. Ich weiß auch nicht, ob es ein Gutachten oder eine
Berechnung ist. Das müssen wir uns erst einmal anschauen.

Frage: Das Gutachten kommt ja zu Erkenntnissen, die nicht ganz neu sind.
Bleiben Sie weiter bei dem Standpunkt "Es ist uns wurscht, was das
Umweltbundesamt herausgefunden hat"?

Buser: Um es vielleicht in der Tonalität noch etwas deutlicher zu machen:
Wie gesagt, wir haben schon zwei Entscheidungen - wir haben die
Entscheidung des Bundestags und auch die des Bundesrats. Uns geht es
generell darum, nicht einfach nur mehr Blechschilder aufzustellen, sondern
die digitalen Lösungen - wie intelligente Verkehrsbeeinflussungsmaßnahmen -
, die wir ja schon an vielen Strecken haben, noch weiter einzusetzen und zu
prüfen, wie wir neue Technologien wie das automatisierte vernetzte Fahren
stärker auf die Straße bringen können - auch unter dem Aspekt der
Verkehrssicherheit.

Haufe: Wir werden ja mit dem jetzt vorhandenen Klimagesetz, das gilt, noch
verschiedene Möglichkeiten haben, zu schauen, wie stark die die 
CO2-Emissionen im Verkehrssektor nach unten gehen oder eben nicht nach unten
gehen, und zu schauen, welche Maßnahme welchen Effekt bringt. Das wird uns
in der nächsten Zeit immer wieder beschäftigen, und deswegen ist es gut,
dass es jetzt eine ganz aktuelle Erhebung zum Thema Tempolimit gibt.

Buser: Vielleicht noch eine Ergänzung an dem Punkt: Bei solchen Studien -
wie gesagt, ich kenne sie nicht - muss auch immer geschaut werden, mit
welchen Fahrzeugen diese Berechnungen gemacht wurden - sind das Fahrzeuge
mit alternativen Antrieben, bei denen es in den nächsten Jahren einen
weiteren Hochlauf geben wird? Ein weiterer Ansatzpunkt: Auch autonom
fahrende Fahrzeuge haben ganz andere Werte; auch das muss man sich
anschauen und mit Blick auf die Zukunft stärker im Kopf haben. Insofern ist
für uns der richtige Weg, die Straße weiterhin intelligenter zu machen.

Frage: An das Bundesjustizministerium: Sind Sie zufrieden, dass sich VW und
die Verbraucherzentralen bei der Entschädigung für Dieselfahrer geeinigt
haben?

In Verbindung damit: Hat die Musterfeststellungsklage damit die erste große
Probe bestanden?

Zimmermann: Das individuelle Verfahren, das Sie ansprechen, wollen wir wie
üblich nicht kommentieren, zumal nach unserer Kenntnis die Details der
Einigung im Moment auch noch nicht feststehen.

Unabhängig davon sind wir überzeugt, dass Verbraucherinnen und Verbraucher
dann besonders stark sind, wenn sie gemeinsam handeln und ihre Kräfte
bündeln. Diese Möglichkeit haben wir ihnen mit der Einführung der
Musterfeststellungsklage in die Hand gegeben, denn damit können sie ihre
Rechte gemeinsam, effizient und kostenlos durchsetzen.

Frage: Laut Berichten der dpa, die es heute gibt, gibt es bei dem 
AfD-Bundestagsabgeordneten Jan Nolte einen Mitarbeiter, der vom MAD offiziell
als rechtsextrem eingestuft worden ist. Meine Frage dazu an die
Bundesregierung: Wie bewerten Sie das, wenn dem so ist? An das
Verteidigungsministerium: Müssten dem nicht eigentlich Konsequenzen folgen,
weil der Mann dadurch auch Zugang zu sensiblen, hoch vertraulichen Daten
hätte?

StS Seibert: Da sich das auf den MAD bezieht, würde ich den Kollegen aus
dem Verteidigungsministerium bitten zu antworten.

Collatz: Wir haben solche Fälle schon häufiger an dieser Stelle besprochen,
und auch in diesem Fall ist es so, dass ich hier aus rechtlichen Gründen zu
einer Einzelpersonalmaßnahme nichts sagen kann.

Die Arbeit des MAD ist auch ein Thema in den dafür vorgesehenen
vertraulichen Gremien. Auch hier kann ich zu den Hintergründen nichts
sagen, aber ich kann natürlich deutlich machen - und möchte das hier auch -
, dass wir aktiv und immer präventiv gegen jegliche Form von Extremismus in
den Streitkräften vorgehen und auch immer unser Ziel ist, dass wir Personen
mit extremistischem Hintergrund möglichst schnell aus der Bundeswehr
entfernen. Aber zu dem Einzelfall kann ich leider keine Stellung nehmen.

Vors. Welty: Jetzt möchte sich noch Herr Haufe verabschieden - zumindest
für eine gewisse Zeit.

Haufe: Dann sind wir schon am Ende der Regierungspressekonferenz? Okay. -
Genau, für die nächsten drei Monate möchte ich mich verabschieden. Ich
werde vorübergehend an der EU-Kommission arbeiten. Uns steht ja die
Ratspräsidentschaft bevor, und das Thema Umwelt und Klimaschutz wird uns
dabei ja auch ordentlich beschäftigen. Darauf bereiten wir als
Umweltministerium uns vor, und deswegen werde ich für drei Monate
verschwinden, um dann pünktlich zur Ratspräsidentschaft - - -

StS Seibert: Aber wiederkommen!

Haufe: Genau - damit gerade auch Sie als Medien dann bei diesem Thema einen
guten Draht zu uns als Ratspräsidentschaft haben.

Freitag, 28. Februar 2020
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german-foreign-policy.com

Die Prioritäten des Pentagon

Defender Europe 20: Hauptphase hat begonnen. US-Militär spielt atomaren
Schlagabtausch in Europa durch.



BERLIN/WASHINGTON - Mit ersten größeren Truppenbewegungen hat in den
vergangenen Tagen die Hauptphase des Verlegemanövers Defender Europe 20
begonnen. In den norddeutschen Städten Hamburg und Bremerhaven kamen
Flugzeuge respektive Frachtschiffe mit satten Truppen- und
Materialkontingenten aus den USA an; in Süddeutschland steht dies in den
kommenden Tagen bevor. Erste Marschkolonnen haben sich in Bewegung gesetzt
und inzwischen fast die polnische Grenze erreicht. Die Bundeswehr weist
darauf hin, dass während des Manövers auch Maßnahmen zur Abwehr sogenannter
Fake News durchgeführt werden. Vom deutschen Verteidigungsministerium
empfohlene Websites zeigen, dass die Maßnahmen prinzipiell auch auf die
Delegitimierung kritischer Positionen zielen und plumpe antirussische
Propaganda beinhalten. Eine erst vor wenigen Tagen in den Vereinigten
Staaten abgehaltene "Mini-Übung" hatte laut Angaben des
US-Verteidigungsministeriums einen Krieg mit Russland zum Gegenstand; dabei
sei ein atomarer Schlagabtausch auf europäischem Territorium simuliert
worden.

Die Hauptphase beginnt

Vor allem in Norddeutschland haben im Rahmen des Verlegemanövers Defender
Europe 20 in den vergangenen Tagen größere Truppenbewegungen begonnen.
Bereits Ende vergangener Woche sind erste bedeutende Truppen- und
Materialkontingente eingetroffen. In Bremerhaven wurde ein erstes großes
Frachtschiff der US-Streitkräfte entladen, das Kampfpanzer, diverse weitere
Fahrzeuge und Material an Bord hatte; drei weitere Frachtschiffe sollten
folgen. Zudem kamen die ersten US-Soldaten auf dem Flughafen in Hamburg an;
dort werden insgesamt 7.000 von den 20.000 Militärs eintreffen, die im
Rahmen des Manövers aus den Vereinigten Staaten über den Atlantik verlegt
werden. Sie sollen, insbesondere in Bremerhaven, Kriegsgerät übernehmen, um
damit nach Osten zu marschieren. Die ersten Kolonnen haben inzwischen
Mecklenburg-Vorpommern erreicht; von dort werden sie über die Grenze nach
Polen ziehen. Spätestens nächste Woche werden auch in Brandenburg größere
Transporte erwartet. Zudem sind für die kommenden Tage erste signifikante
Truppenbewegungen in Bayern angekündigt. So sollen zahlreiche
Militärtransporter auf dem Flughafen in Nürnberg landen. Der bayerische
Truppenübungsplatz Grafenwöhr ist als Zwischenstation eingeplant.

Im Propagandakrieg

Während im Mittelpunkt des Manövers die Logistik, eine Überprüfung der
Belastbarkeit der baulichen Infrastruktur - Straßen, Brücken, Schienen -
auf dem Weg an die russische Grenze und die Optimierung des Verlegetempos
stehen, weist die Bundeswehr aktuell auf ein weiteres, bislang weniger
beachtetes Übungsfeld hin: den Propagandakrieg. Zur Zeit würden, so heißt
es beim Bundesverteidigungsministerium, online "sogenannte Fake News"
verbreitet, "die möglicherweise russischen Ursprungs" seien.[1] Mit
"Propaganda in Medien und Social Media" werde versucht, "Spannungen
anzuheizen und Verwirrung zu stiften", indem "die öffentliche Meinung
beeinflusst und die Glaubwürdigkeit staatlicher Institutionen untergraben"
werde. Dabei gehe es um "das gesamte Spektrum von der gezielten Steuerung
von Diskussionen in Sozialen Netzwerken bis hin zur Manipulation oder
Fälschung von Informationen auf Nachrichtenportalen". Vor einigen Tagen
habe man eine Falschmeldung entdeckt, deren Ursprung "auf einem in Zypern
registrierten Onlineportal" zu verorten sei; die U.S. Army Europe habe dazu
Stellung bezogen. Zur Abwehr derartiger "hybrider Bedrohungen" habe die EU
bereits "ein starkes Bündnis" mobilisiert; es setze sich aus "Journalisten,
Faktenprüfern, Plattformen, Regierungen, nationalen Behörden, Forschern und
der Zivilgesellschaft" zusammen.

"Die Phobien des Kreml"

Dass die sogenannte Abwehr "hybrider Bedrohungen", wie sie nun auch bei
Defender Europe 20 geübt wird, nicht nur darauf abzielt, tatsächliche oder
angebliche Falschmeldungen zu entlarven, sondern auch darauf, Stimmung
gegen Gegner zu machen und kritische Meinungen auszugrenzen, belegen zwei
Websites, die das Bundesverteidigungsministerium im Zusammenhang seiner
Berichterstattung über das aktuelle US-Großmanöver empfiehlt. So heißt es
etwa auf der Website "EU vs DISINFO", die vom Europäischen Auswärtigen
Dienst betrieben wird, "der Kreml" leide unter "Phobien", darunter etwa
"Angst vor der Wahrheit", "Angst vor Teenagern", "Angst vor Bakterien" und
"Angst vor Freiheit".[2] Davor müsse man warnen, weil "die kremlnahen
Medien den Globus überziehen". Die EU-Website zielt laut Eigendarstellung
darauf ab, "kremlfreundliche Desinformation besser vorherzusagen, ihr
entgegenzuwirken und auf sie zu antworten".[3] Eine ebenfalls vom
Verteidigungsministerium empfohlene NATO-Website wiederum listet "5 Mythen"
auf, die es zu entkräften gelte. Dazu zählt das Kriegsbündnis unter anderem
die Aussagen "Die NATO-Verbündeten geben zu viel für Verteidigung aus",
"NATO-Truppen sind gefährlich" sowie "NATO-Manöver bedrohen Russlands
Sicherheit".[4] Damit werden Positionen von Kritikern als angebliche
Lügendarstellungen etikettiert sowie der Abwehr sogenannter hybrider
Bedrohungen preisgegeben.

Nuklearer Schlagabtausch in Europa

Welche Eskalationsgefahr im Konflikt zwischen den westlichen Mächten und
Russland steckt, den das US-Großmanöver Defender Europe 20 mit maßgeblicher
Beteiligung der Bundeswehr anheizt, ließ sich Ende vergangenerWoche bei
einem Briefing des US-Verteidigungsministeriums erfahren. Dort wurde über
einen Besuch von US-Verteidigungsminister Mark Esper beim United States
Strategic Command (USSTRATCOM) auf der Offutt Air Force Base im 
US-Bundesstaat Nebraska berichtet. In Espers Beisein sei dort Eine Art 
"Mini-Übung" durchgeführt worden, die "einen Krieg mit Russland" zum Gegenstand
gehabt habe. Konkretes Übungsszenario sei gewesen, dass "Russland
entschieden" habe, eine leichtere Nuklearwaffe mit "begrenzter" Reichweite
gegen eine Einrichtung in einem europäischen NATO-Staat einzusetzen.[5] Man
sei dann die Diskussion durchgegangen, die man in einer solchen Situation
"mit dem Verteidigungsminister" und "mit dem Präsidenten" haben werde,
berichtete ein Pentagon-Sprecher; man habe den ganzen Fall bis zum Ende
"durchgespielt". Geendet habe die "Mini-Übung" damit, dass die 
US-Streitkräfte einen Gegenschlag simuliert hätten - "mit einer Nuklearwaffe".

Defender Pacific

US-Militärmedien weisen darauf hin, dass Defender Europe in Zukunft jedes
Jahr durchgeführt werden soll - allerdings nicht immer in gleicher Stärke.
Neben Defender Europe soll es Defender Pacific geben, ein Manöver, das den
Aufmarsch über den Pazifik in Richtung China probt. Dabei gilt der
Aufmarsch über den Pazifik wegen der größeren Entfernung und der mangelnden
Möglichkeit, die letzte Etappe - wie in Europa - auf dem Landweg
zurückzulegen, als komplexer. Während Defender Pacific in diesem Jahr noch
in kleinerem Maßstab stattfinden soll, soll es nächstes Jahr ähnliche
Dimensionen erreichen wie Defender Europe 20; Letzteres kostet die 
US-Streitkräfte Berichten zufolge 340 Millionen US-Dollar [6], Defender
Pacific 21 soll sich gar auf 364 Millionen US-Dollar belaufen [7]. Defender
Europe 21 wäre dann lediglich ein kleineres Manöver. Mit den beiden
Kriegsübungen markieren die USA die doppelte Feindbestimmung, die schon vor
zwei Jahren ihrer neuen National Defense Strategy zu entnehmen war. In dem
Papier heißt es wörtlich, "Hauptpriorität" des Pentagon sei "die
langfristige strategische Konkurrenz mit China und Russland".[8]


Mehr zum Thema: 

Testmobilmachung gen Osten (II) 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8141/

und Testmobilmachung gen Osten (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8164/


Anmerkungen:

[1] Hybride Bedrohung: Fake News und Desinformation. bmvg.de 27.02.2020.

[2] Im Griff der Panik. euvsdisinfo.eu 12.12.2019.

[3] EU vs Disinformation: Die Kampagne. euvsdisinfo.eu.

[4] Top Five Russian Myths Debunked. nato.int.

[5] Department of Defense Background Briefing on Nuclear Deterrence and
Modernization. defense.gov 21.02.2020.

[6] Paul McLeary: From The Baltic To Black Seas, Defender Exercise Goes
Big, With Hefty Price Tag. breakingdefense.com 16.12.2019.

[7] Jen Judson: US Army wants $364 million for Defender Pacific in FY21.
defensenews.com 26.02.2020.

[8] Summary of the 2018 National Defense Strategy of The United States of
America. Sharpening the American Military's Competitive Edge.
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GEWERKSCHAFT/1923: Erste Verhandlungsrunde zum Digitalisierungstarifvertrag mit dem Bundesinnenministerium (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
28. Februar 2020

Erste Verhandlungsrunde zum Digitalisierungstarifvertrag zwischen
ver.di und Bundesinnenministerium - Verständigung auf gemeinsame
Gestaltungsfelder erzielt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Bund als
Verhandlungspartner, vertreten durch das Bundesinnenministerium
(BMI), haben am Freitag, 28. Februar 2020,
Tarifverhandlungen zur Digitalisierung aufgenommen.

"Wir haben bereits in dieser ersten Verhandlungsrunde ein gemeinsames
Verständnis über zentrale tarifvertragliche Gestaltungsfelder
erzielt, mit denen Regelungen für die digitale Verwaltung festlegt
werden sollen", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied und
Verhandlungsführerin Christine Behle. "Wir haben uns dabei auf drei
Gestaltungsfelder geeinigt: auf Beschäftigungssicherung, auf
Qualifizierung und auf das Thema 'Mobiles Arbeiten'". Zudem seien
zwei weitere Verhandlungstermine vereinbart worden. Der nächste
Verhandlungstermin findet am 27. April 2020 in Berlin statt. Es ist
verabredet worden, dann in den Bereichen Qualifizierung und
Beschäftigungssicherung den Verhandlungsgegenstand näher zu
konkretisieren.

ver.di will für die Beschäftigten des Bundes einen Tarifvertrag
Digitalisierung abschließen, durch den sie an den digitalen
Möglichkeiten teilhaben und vor Risiken geschützt werden sollen. "Ein
Digitalisierungstarifvertrag ist in der fortlaufenden Umgestaltung
der Arbeitswelt dringend notwendig. Er bietet den Beschäftigten
individuellen rechtlichen Schutz und eröffnet Spielräume bei der
Teilhabe an der digitalen Arbeitswelt", so Behle.

Aus Sicht von ver.di müssen dabei Regeln für die digitale Arbeit und
Arbeitsabläufe zur Qualifizierung für den öffentlichen Dienst der
Zukunft getroffen werden. Des Weiteren muss über einen Zugang zu
neuen Arbeitsformen ("new work"), beispielsweise zu Mobile Working
und dem Thema Homeoffice verhandelt werden, ebenso u.a. zum
Datenschutz und Persönlichkeitsrechten der Beschäftigten sowie zu
Beschäftigungssicherung, Arbeits- und Gesundheitsschutz. Die heutige
Verständigung sei bereits der erste Schritt in Richtung dieser
Regelungen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28.02.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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SCHACH-SPHINX/07197: Korrespondenz zwischen Haag und Amsterdam (SB)

Lange bevor in London das erste internationale Turnier der
Schachgeschichte 1851 über die Bühne lief, hatte man die neuen
Möglichkeiten der Postzusendungen für sich entdeckt und das Fernschach
ins Leben gerufen. In Frankreich beispielsweise wurden die ersten
nationalen Fernpartien zwischen den Schachvereinen der Städte
Valencienne und Douai im Zeitraum von 1837 bis 1839 ausgetragen. Dabei
waren die Franzosen gar nicht einmal die schnellsten und hellsten
Köpfe. Bereits drei Jahre zuvor eilten die Postboten in Holland
zwischen Haag und Amsterdam hin und her. Die Partien von damals lassen
sich natürlich kaum mit den heutigen Standards vergleichen. Eine
Theorie im engeren Sinne hatte es schließlich noch nicht gegeben. Und
so verwundert es nicht, daß Haag mit 1.d2-d4 d7-d5 2.Lc1-f4 eröffnete
und dann auch den kürzeren zog im heutigen Rätsel der Sphinx.
Schließlich entstand folgende Stellung nach dem letzten Zug von Weiß
1.Ta1-g1. Haag war gänzlich überspielt worden und rechnete sich
bestenfalls Schwindelchancen aus, die Amsterdam allerdings mit
gekonnten Schlägen bald schon als das entlarvte, was sie waren,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07197: Korrespondenz zwischen Haag und Amsterdam (SB)]



Haag - Amsterdam

Fernpartie 1834


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1.Tg2-g7? wäre ein traumhaft schöner Zug gewesen, wenn Schwarz nicht
realitätsnäher mit 1...Dd7-a7! gekontert hätte. 2.Dh4xf6 verliert nun
wegen 2...Da7xg1+ 3.Tg7xg1 Tf7xf6 4.Tg1-c1 - 4.b3xa4 Tf6-h6 -
4...Tc8xc1+ 5.Kb1xc1 Tf6-h6! usw. Weiß spielte daher 2.Tg1-c1, mußte
jedoch nach 2...Tc8xc1+ 3.Kb1xc1 Da7-e3+ 4.Kc1-d1 De3xf3 die Karten
hinlegen.



Erstveröffentlichung am 10. Februar 2007
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KLIMA/743: Globale Wandlungen - Chaos in spe ... (SB)



In den letzten 40 Jahren haben sich die großen Ozeanwirbel in
Richtung der Pole verlagert. Das wird in einer neuen
wissenschaftlichen Studie auf die Erderwärmung zurückgeführt. Auch in
Zukunft wird mit einer Fortsetzung des Trends gerechnet. Die Folgen
dürften gravierend sein: Einbruch der Küstenfischerei, regional
stärkerer Anstieg des Meeresspiegels, Dürren in bislang
niederschlagsreichen Gebieten und damit einhergehend
landwirtschaftliche Verluste. Und so, wie die Ozeanwirbel vom Wind
angetrieben werden, beeinflussen sie umgekehrt auch die Windsysteme.
Auf der Erde gerät also viel mehr durcheinander, als man sich
gemeinhin vorstellt, wenn von "Klimawandel" die Rede ist.

Forschende um Erstautor Hu Yang vom Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) in Bremerhaven
haben Satellitendaten aus einem Zeitraum von rund 40 Jahren zur
Temperatur der Meeresoberfläche und zur Höhe des Meeresspiegels
ausgewertet und miteinander in Beziehung gesetzt. Das Ergebnis kam
nicht überraschend, wie eine frühere Studie dieses Autors zeigt, war
aber so bislang noch nicht beschrieben worden: Um durchschnittlich
800 Meter jährlich verschieben sich die Grenzen der Tausende
Kilometer durchmessenden Ozeanwirbel und ihrer wichtigen Randströme
polwärts. Als Hauptmotor wurde laut dem AWI-Klimasimulationsmodell
die allgemeine Erderwärmung identifiziert, berichten die an der
Studie Beteiligten im Magazin "Geophysical Research Letters". [1]

In einer Pressemitteilung des AWI verwies Hu Yang auf den
grundlegenden Meereswandel, der gegenwärtig stattfindet und stärker
werden dürfte: "Mit den westlichen Randströmen verschieben sich zum
Beispiel die Pfade der Winterstürme und des Jetstream. In den
Randbereichen der östlichen Randströme beobachten wir, dass die
reichhaltigen Ökosysteme schrumpfen, weil sich durch die
Strömungsverlagerung die Lebensbedingungen für die Meeresbewohner zu
schnell ändern." [2]

Zu den Begleiterscheinungen der Verlagerung gehört beispielsweise das
Abwandern der Kabeljaubestände aus dem Golf von Maine an der
US-Ostküste und auf der Südhalbkugel vor der Ostküste Uruguays und
Argentiniens. In Folge des Abwanderns der großen subtropischen
Ozeanwirbel weiten sich die nährstoffarmen Meeresregionen aus, so daß
die Produktivität der Weltmeere insgesamt abnimmt. Weniger Nährstoffe
bedeutet jedoch Abnahme des Fischfangs. Laut AWI könnte das den
Beginn "eines grundlegenden Wandels der Weltmeere" markieren.

Bereits vor drei Jahren hatte das Bremerhavener Forschungsinstitut
über eine Studie berichtet, derzufolge sogenannte Randströme wie der
Kuroshio-Strom vor der Küste Japans (der zu einem raschen Abtransport
der Radionuklide aus dem Küstenabschnitt des havarierten Akw
Fukushima-Daiichi gesorgt hat) und der Agulhasstrom vor der Ostküste
Südafrikas kräftiger werden und sich in Richtung der Pole verlagern.
Dadurch würde mehr Wärme in die gemäßigten Breiten eingebracht, wo
sich daraufhin die Sturmgefahr erhöht. [3]

Allein der Golfstrom fällt aus dem Muster heraus, dem ansonsten alle
Randströme folgen, da sie hauptsächlich vom Wind angetrieben werden.
Als Teil des globalen Förderbands, das sich durch alle Weltmeere
erstreckt, ist der Golfstrom weniger von den Windsystemen als
vielmehr von Temperatur und Dichte (Salzgehalt) des Meerwassers
abhängig. Ein starker Süßwassereintrag in Folge der Gletscherschmelze
von Grönland könnte das globale Förderband lähmen oder sogar
unterbrechen - wenngleich nicht in der atemberaubenden
Geschwindigkeit, wie es in Roland Emmerichs
Hollywood-Katastrophenfilm "The Day After Tomorrow" (2004)
dargestellt wird.

Die von Hu Yang et al beschriebenen Effekte der globalen Erwärmung
sind nicht die einzigen, die gegenwärtig im Zusammenhang mit den
Weltmeeren beobachtet werden. Daß sich diese aufheizen, wurde im
Januar dieses Jahres in einer Studie mit dem Titel "Record-Setting
Ocean Warmth Continued in 2019" im Journal "Advances in Atmospheric
Sciences" beschrieben. [4] Die in den letzten 25 Jahren besonders
starke Erwärmung der Ozeane löst Hitzewellen sowohl in den Meeren als
auch an Land aus, läßt Korallenriffe absterben, stört die marine
Nahrungskette, sorgt für kräftigere Hurrikane und läßt toxische
Algenblüten gedeihen. In weiteren Forschungen wird von einer stetigen
Versauerung der Ozeane, einer generellen Abnahme des
Sauerstoffgehalts und der Zunahme von sogenannten toten Zonen
gesprochen. Das heißt, daß sich nicht nur die Atmosphäre im Umbruch
befindet, sondern daß auch die Ozeane eine grundlegende Wandlung
erfahren.

Die wie selbstverständlich das Weltbild bestimmende, selten
hinterfragte Stabilität und Ordnung der Verhältnisse in den
Natursystemen erweist sich offenkundig als Irrtumsvorstellung. Auf
der Erde geht vieles durcheinander, was bis dahin fest schien.
Manchmal versucht die Wissenschaft, nicht nur Einzelaspekte ihrer
speziellen Ausrichtungen darzustellen, sondern sich ein umfassenderes
Bild von den unterschiedlichen Entwicklungen und ihren gegenseitigen
Wechselverhältnissen zu verschaffen.

Ein Beispiel dafür ist die im August 2018 in den "Proceedings of the
National Academy of Sciences" veröffentlichte Studie über das
gleichzeitige Überschreiten mehrerer "Tipping Points". Das habe
wahrscheinlich einen Kaskadeneffekt aufgrund von Rückkopplungen in
den Natursystemen zur Folge, mit dem Ergebnis, daß eine "Hothouse
Earth", also eine Heißzeit, entsteht.

"Die Auswirkungen eines "Hothouse Earth"-Ansatzes auf menschliche
Gesellschaften wären wahrscheinlich gewaltig, manchmal schlagartig
und zweifellos zerstörerisch", heißt es in der Studie. Noch innerhalb
dieses Jahrhunderts werde diese Schwelle überschritten, sofern es
nicht gelingt, die menschengemachten Treibhausgasemissionen drastisch
zu senken. [5]

Der Kaskadeneffekt tritt möglicherweise bereits bei einer globalen
Erwärmung von zwei Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit
ein, also innerhalb der Zielkorridors, der 2015 im
Klimaschutzübereinkommen von Paris beschlossen worden war. Von dieser
Erwärmung wurde bereits ein Grad Celsius in Anspruch genommen, und
rechnet man den gegenwärtigen Trend der anthropogenen
Treibhausgasemissionen hoch, so käme es zu einer Erwärmung von drei
bis vier Grad C.

Mit der allmählichen Verlagerung der acht großen ozeanischen Wirbel
kommt ein weiterer Effekt hinzu, der zeigt, wie umfassend sich die
Weltmeere gegenwärtig verändern. Da diese Wirbel vor allem von Wind
angetrieben werden, deutet das auf eine generelle Veränderung der
Windgeschwindigkeit hin. Umgekehrt beeinflussen die Meeresströmungen
ebenfalls die Windsysteme. Verändern sich dadurch beispielsweise die
Jetstreams, jene kräftigen, in großen Bögen um die Erde
mäandrierenden Luftströmungen, die hierzulande die Hochs und Tiefs
heranschaufeln, betrifft das nicht nur die Küstenbereiche, wie in der
AWI-Studie angedeutet, sondern auch die Kernregionen der Kontinente.


Fußnoten:

[1] https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1029/2019GL085868

[2] https://www.awi.de/ueber-uns/service/presse-detailansicht/presse/grosse-windgetriebene-meeresstroemungen-verschieben-sich-polwaerts.html

[3] https://www.awi.de/ueber-uns/service/presse-detailansicht/presse/ozeanische-randstroeme-werden-staerker-und-verlagern-sich-richtung-pol.html

[4] https://link.springer.com/content/pdf/10.1007%2Fs00376-020-9283-7.pdf

[5] https://www.pnas.org/content/115/33/8252
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